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aus Anlage 6-Nß bzw. Anlage 2.2-Nß (Zellen 012 - D52 und G12- G 52) und bezogen 

auf die kalkulatorischen Restwerte Sachanlagevermögens zu Tagesneuwerten (für Altanla­

gen) - gegliedert nach Anlagengruppen - aus Anlage 6-NB bzw. Anlage 2.2-NB (Zellen 

8 12 - C52 und E12 - F52). 

Die den Berechnungen zu Grunde liegenden Werte (origin'äre Anschaffungs- und Herstel­

lungskosten nach Jahresscheiben und Nutzurigsdauern) und die durchgeführten Berechnun­

gen zur Ermittlung der berücl<sichtigungsfähigen kalkulatorischen Restwerte und kalkulatori.:. 

sehe Abschreibungen des Sachanlagevermögens ergeben sich aus Anlage 6-NB. Die Be­

rechnungsmethodik wird in Anlage II nochmals umfassend erläutert. 

3. Kalkulatorische Eigenl<apitalverzinsung 

Die Verzinsung des vom . Netzbetreiber eingesetzten Eigenkapitals erfolgt gem. § 7 Abs. 1 

GasNEV im Wege einer kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung auf Grundlage des be­

triebsnotwendigen Eigenkapitals. Das betriebsnotwendige Eigenkapital ergibt sich gem. § 7 

Abs. 1 GasNEV unter Berücksichtigung der Eigenkapitalquote nach § 6 Abs. 2 GasNEV aus 

der Summe der 

1. 	 kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Al­

tanlagen bewertet zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten und multip­

liziert mit der Fremdkapitalquote nach§ 6 Abs. 2 GasNEV 

2. 	 kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Al ­

tanlagen bewertet zu Tagesneuwerten und multipliziert mit der Eigenkapitalquote 

nach§ 6 Abs. 2 GasNEV 

3. 	 kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen 

Neuanlagen bewertet zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten und 

4. 	 Bilanzwerte der betriebsnotwendigen Finanzanlagen und Bilanzwerte des betriebs­

notwendigen Umlaufvermögens unter Abzug des Steueranteils der Sonderposten mit 

Rücklagenanteil 

und unter Abzug des Abzugskapitals und des verzinslichen Fremdkapitals. 

Zur Berechnung der Eigenkapitalverzinsung hat somit eine Ermittlung der kalkulatorischen 

Restwerte des Sachanlagevermögens gemäß § T GasNEV zu erfolgen. Bei Altanlagen sind 

die kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens gemäß § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 und 

2 GasNEV sowohl auf Tagesneuwertbasis, als auch auf Basis der Anschaffungs- und Her­

stellungskosten zu bestimmen. Für Neuanlagen erfolgt die Restwertbestimmung gemäß § 7 

Abs.1 S. 2 Nr. 3 GasNEV ausschließlich auf Basis der Anschaffungs- und Herstellungskos-
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ten. Grundstücke sind hierbei gemäß § 7 Abs.1 S. 3 GasNEV immer zu historischen An­

schaffungs- und Herstellungskosten anzusetzen. 

Gemäß § 7 Abs. 1 S. 4 GasNEV ist sowohl bei den kalkulatorischen Restwerten des Sach­

anlagevermögens als auch bei den Bilanzwerten des betriebsnotwendigen Finanzanlags­

und Uml<;lUfvermögens jeweils der Mittelwert aus Jahresanfangs- und Jahresendbestand 

anzusetzen. Der Jahresanfangsbestand der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlage­

vermögens bei Altanlagen wird hierbei durch Addition der Restwerte des Sachanlagevermö­

gens zum Jahresende 2010 und der Jahresabschreibung 2010 errechnet. 

Bei Neuanlagen die im Basisjahr i.S.d. § 6 Abs. 1 ARegV aktiviert' wurden, erfolgt keine Be­

rechnung des Jahresanfangsbestands der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagever­

mögens, da dieser grundsätzlich Null beträgt. Gemäß § 7 Abs. 1 S. 3 GasNEV ist bei der 

Mittelwertbildung der jeweilige Jahresanfangsbestand und der Jahresendbestand zugrunde 

zulegen. Nach dem Grundsatz der Bilanzidentität gemäß § 252 Abs. 1 Nr. 1 HGB müssen 

die Wertansätze der Eröffnungsbilanz des Geschäftsjahres im Basisjahr i.S.d. § 6 Abs. 1 

ARegV mit denen der Schlussbilanz des vorhergehenden Geschäftsjahres übereinstimmen. 

Da in der Schlussbilanz des vorhergehenden Geschäftsjahres die erst im. Basisjahr i.S.d. § 6 

Abs. 1 ARegV aktivierten Neuanlagen denklogisch noch nicht vorhanden sein können, be­

trägt der anzusetzende Jahresanfangsbestand für im Basisjahr aktivierte Neuanlagen Null. 

Gegen diese Bewertung spricht auch nicht die Regelung des § 6 Abs. 5 S. 4 GasNEV, da 

ansonsten für die im Basisjahr angeschafften Werte des Sachanlagevermögens, anders als 

für alle anderen Bilanzpositionen, die Mittelwetibildung aufgehoben wäre . Ersichtlich wollte 

der Verordnungsgeber durch § 6 Abs. 5 S. 4 GasNEV lediglich eine l<larstellung des § 6 Abs. 

5 S. 3 GasNEV erreichen und damit deutlich machen, dass die kalkulatorischen Abschrei­

bungen jahresgenau zu erfolgen haben. Auch systematisch steht § 6 Abs. 5 S. 4 GasNEV in 

einem eindeutigen Zusammenhang zu § 6 Abs. 5 S. 4 GasNEV. Dem~egenüber besteht 

jedoch kein systematischer Bezug zu der in § 7 Abs. 1 S. 4 GasNEV geregelten Mittelwert­

bildung. Dies wäre nur dann der Fall, wenn der Verordnungsgeber, abweichend von § 7 Abs. 

1 S. 4 GasNEV, den Abschreibungsbeginn auf den 31.12. eines Kalenderjahres fingiert hät­

te. 

Nach Sinn und Zweck des § 6 Abs. 4 S. 3 GasNEV gilt das Vorstehende auch für Netz­

betreiberdie ein abweichendes Geschäftsjahr aufweisen, mit der Maßgabe, dass ein Zugang 

zum ersten Tag des Geschäftsjahres zu unterstellen ist (z.B. 01.1 0. des Kalenderjahres). 

Zur Festlegung der Basis für die Eigenkapitalverzinsung ist das betriebsnotwendige Eigen­

kapital auf Neu- und Altanlagen aufzuteilen (§ 7 Abs. 3 S. 1 GasNEV). Die Ben3chnung der 

Eigenkapitalverzfnsung hat entsprechend der Systematik der GasNEV in fünf Schritten zu 

erfolgen: 
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(1.) Ermittlung der kalkulatorischen Eigenkapitalquote (§ 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV), 

(2.) Ermittlung des betriebsnotwendigen Eigenkapitals (§ 7 Abs. 1 S. 2 GasNEV), 

(3.) Ermittlung des die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigenden Eigenkapi­

talanteils (§ 7 Abs. 1 S. 5 GasNEV), . 

(4.) Ermittlung des auf die Neu- und Altanlagen entfallenden Anteils am Eigenkapi­

ta.l (§ 7 Abs. 3 GasNEV) und 

(5.) Ermittlung der Zinsen die auf die 

(§ 7 Abs. 6 und Abs. 1 S. 3 GasNEV). 

beiden Eigenkapitalanteile entfallen 

Bei der Ermittlung der Eigenkapitalverzinsung wurden die rn Anlage 3-NB aufgeführten Ver­

mögenswerte und Kapitalpositionen zu Grunde gelegt. Eine Übersicht über die Berechnung 

der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung findet sich in Anlage 4-NB. 

3.1. Kallwlatorischen Eigenl<apitalquote gemäß§ 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV 


3.1.1. Grundsätze 


Gemäß § 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV ergibt sich die kalkulatorische Eigenkapitalquote rechne­


risch als Quotient aus dem betriebsnotwendigen Eigenkapital (BNEK I) und den kalkulato­


risch ermittelten Restwerten des betriebsnotwendigen Vermögens zu historischen Anschaf­


fungs- und Herstellungskosten (BEV /). Dabei wird auch das betriebsnotwendige Eigenkapi­


tal auf der Grundlage des betriebsnotwendigen Vermögens zu historischen Anschaffungs ­


und Herstellungskosten errechnet. 


Die kalkulatorische Eigenkapitalquote nach § 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV berechnet sich dem­

nach aus den folgenden Positionen: 

Kalk. Restwerte des betriebsnotwendigen Sachanlagevermögens 

zu historischen AK/HK 

+ Betriebsnotwendige Finanzanlagen 

+ Betriebsnotwendiges Umlaufvermögen 

+ Grundstücke zu historischen AK/HK 

Betriebspotwendiges Vermögen I (BNV I) 

Steueranteil der Sonderposten mit Rücklageanteil 

Abzugskapital 

Verzinsliches Fremdkapital 

= Betriebsnotwendiges Eigenkapital I (BNEK I) 

Gemäß § 7 Abs. 1 S. 4 GasNEV ist für jede einzelne Position, die in die Berechnung des 

betriebsnotwendigen Eigenkapitals einfließt, der Mittelwert aus dem Jahresanfangs- L!nd 
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Jahresendbestand zu Grunde zu legen. Die kalkulatorische Eigenkapitalquote ist dann der 

Quotient aus dem so definierten BNEK I und dem BNV I. 

3.1.2. 	 Kalkulatorische Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen Ana 
schaffungsa und Herstellungskosten 

Bei der Ermittlung der kalkulatofischen Restwerte des Sachanlagevermögens zu histori­

schen Anschaffungs- und Herstellungskosten sind die Anlagegüter des Sachanlagevermö­

gens mit denjenigen Restwerten zu berücksichtigen, die .bei der Bestimmung der kalkulatori­

schen Abschreibungen anerkannt wurden. Darüber hinaus finden bei der Berechnung der 

Eigenkapitalquote ggf. weitere Anlagegüter des Sachanlagevermögens, soweit deren Be­

triebsnotwendigl<eit nachgewiesen wurde, Berücksichtigung, z. B. immaterielle Vermögens­

gegenstände des Anlagevermögens sowie Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau. 

Die berücl<sichtigungsfähigen Mittelwerte der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlage­

vermögens zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten für Altanlagen und die 

Mittelwerte der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen · An­

schaffungs- und Herstellungskosten für Neuanlagen ergeben sich aus Anlage 3-NB (Zellen 

H18 und H30). 

3.1.3. Finanzanlagen, Umlaufvermögen 


Voraussetzung mr die Anerkennung von Finanzanlagen und Umlaufvermögen ist gem. § 7 


Abs. 1 S. 2 Nr. 4 GasNEV, dass diese betriebsnotwendig, d. h. für die Durchführung des 


Netzbetriebes erforderlich, sind. Dass heißt, bei der i. S. d. §§4 ff. GasNEV zu erstellenden 


kalkulatorischen Rechnung ist das Kriterium der Betriebsnotwendigkeit maßgeblich. Die Be­


triebsnotwendigkeit des Umlaufvermögens kann nicht mit dessen bilanzieller Berücksichti­


gung i. R. d. nach § 10 EnWG aufzustellenden Jahresabschlusses begründet werden. Kür­


zungen bei Finanzanlagen und beim Umlaufvermögen haben keine Kürzung des abschlie­


ßend in § 7 Abs. 2 GasNEV definierten Abzugskapitals zur Folge. Allerdings kann ein höhe­


res Abzugskapitals ein hö~eres Umlaufvermögen rechtfertigen. Dies ist vom Netzbetreiber 

darzulegen (vgl. BGH, Beschl. v. 07.04.2009, Az. EnVR 6/08, juris: Rd.-Nr. 44, 32f.). 

Bilanzrechtliche Ausgleichsbuchungen wie beispielsweise der Kapitalverrechnungsposten 

sind für die vorliegende Betrachtung ebenfalls nicht maßgebend (vgl. BGH, Beschl. v. 

07.04.2009, Az. EnVR 6/08, juris: Rd .-Nr. 45). 

Darüber hinaus ist das Heranziehen von Bilanzwerten im Bereich des Umlaufvermögens 

schon aus dem Grund nicht sachgerecht, da es sich bei den Bilanzwerten um Bestandsgro­

ßen zum jeweiligen Bilanzstichtag handelt. Die Bilanzwerte stellen eine zeitpunktbezogene 
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Momentaufnahme zum jeweiligen Bilanzstichtag dar. Die unveränderte Berücksichtigung 

dieser Stichtagswerte führt im Rahmen der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung zu kal­

kulatorischen Kosten - in Form der Eigenkapitalverzinsung -, die bezogen auf ein vollständi­

ges Jahr ermittelt werden .. Für den Geschäftsbetrieb des Netzbetreibers ist jedoch in der Re­

gel davon auszugehen, dass der Bestand des UmlaUfvermögens Schwankungen ausgesetzt 

ist und dass sich der Bestand zum Bilanzstichtag - in der Regel zum 31.12. des Kalender­

jahres- auf einem hohen Niveau befindet. 

Darüber hinaus sind nach§ 4 Abs. 1 GasNEV i. V. m. § 21 Abs. 2 S. 1 EnWG bilanzielle und 

kall\ulatorische Kosten des Netzbetriebs nur insoweit anzusetzen, als sie den Kosten eines 

effizienten und strukturell vergleichbaren Netzbetreibers entsprechen. Der Netzbetreiber 

muss sich daher bei seiner Unternehmerischen Entscheidung, welches Finanzanlage- und 

Umlaufvermögen er als effizient für seinen Betrieb ansieht, an einem effizienten und struktu­

rell vergleichbaren Netzbetreiber orientieren. Des Weiteren sind gem. § 21 Abs. 2 S. 2 

EnWG nur solche Kostenbestandteile betriebsnotwendig, die sich ihrem Umfang nach im 

Wettbewerb eingestellt hätten. 

Investitionen im Wesentlichen aus dem Eigenkapital zu finanzieren, entspricht nicht dem 

wirtschaftlichen Verhalten eines im Wettbewerb stehenden Unternehmens. Damit würde, wie 

der Bundesgerichtshof in seiner Entscheidung vom 03.03.2009 ausführt, "das mit der Eigen­

kapitalquote nach § 6 Abs. 2 Satz 4 GasNEV festgelegte Ziel verfehlt, das eingesetzte Ei­

genkapital auf höchstens 40% zu begrenzen, weil. sich eine höhere Eigenkapitalquote unter 

Wettbewerbsbedingungen nicht einstellen würde. Die vom Netzbetreiber beabsichtigte Fi­

nanzierung seiner Investitionen würde vielmehr dazu führen, dass die Eigenkapitalquote 

noch weiter anstiege, mithin also ein Ergebnis entstünde, das sich noch weiter von dem Leit­

bild des§ 21 Abs. 2 EnWG entferne~ würde. Hinzu kommt, dass langfristige und erhebliche 

Investitionen bei einem im Wettbewerb stehenden Unternehmen nicht aus dem Umlaufver­

mögen finanziert werden . Eigenkapital im Blick auf zukünftige Investitionen bildet [ ... ] ein im 

Wettbewerb stehendes Unternehmen über das Anlagev~rmögen" (vgl. BGH, Beschl. v. 

03.03.2009, Az. EnVR 79/07, juris': Rd.-Nr. 26f.). 

Sollte die Zahlungsfähigkeit des Netzbetreibars durch den Finanzmittelzufluss aus verdien..: 

ten Abschreibungen nicht hinreichend gewährleistet sein, kann dieser sich auch kostengüns­

tig Kreditlinien einräumen lassen, mit denen kurzfristigen Zahlungsverpflichtungen begegnet 

werden kann. Einer kostenintensiven und damit ineffizienten "Hortung" kurz- und mittelfristig 

liquidierbarer, geldnaher Vermögensgegenstände bedarf es hierfür .nicht. Schließlich ist auch 

ein langfristiges und damit kostenintensives Ansparen geldnaher Vermögensgegenstände für 

Re-Investitionen unter Effizienzgesichtspunkten nicht akzeptabel. 
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Das Vorhalten der verdienten Abschreibungen im Umlaufvermögen würde dazu führen, dass 

der ursprüngliche Investitionsbetrag 50 Jahre und länger in voller Höhe zu verzinsen wäre, 

während die tatsächliche effiziente Kapitalbindung nur rund halb so hoch ist. Die bei einem 

solchen Vorgehen resultierenden Mehrkosten sind gemäß § 4 Abs. 1 GasNEV nicht zu be­

rücksichtigen; diese Mehrfachinanspruchnahme der Netznutzer widerspräche den Grundsät­

zen einer effizienten Betriebsführung. Gemäß dieses Grundsatzes erstattet der Netznutzer 

dem Netzbetreiber den Werteverzehr des Sachanlagevermögens (Abschreibungen) zuzüg­

lich einer angemessenen Verzinsung des eingesetzten Kapitals. Stellt der Netzbetreiber die­

se Mittelzuflüsse dagegen anteilig oder sogar vollständig in die Verzinsungsbasis ein, so 

kommt es zu einer Doppelverzinsung und somit zu einer Mehrbelastung des Netznutzers. 

Aus dem Umstand, dass Ersatzinvestitionen für die verdienten Abschreibungen in Einzelfäl­

len nicht immer fristenkongruent verfügbar sind, kann nicht abgeleitet werden, dass . der 

Netzbetreiber die Kapitalrückflüsse im Umlaufvermögen vorhalten muss. ln solchen Fällen 

sind die Kapitalrückflüsse - weil sie nicht mehr betriebsnotwendig sind - an die Eigen- bzw. 

Fremdkapitalgeber zurückzuführen, damit diese die Mittel für rentableres Drittgeschäft als die 

Anlage im nahezu ertraglosen Umlaufvermögen verwenden können . 

3·.1 .3.1 . Finanzanlagen 

Finanzanlagen sind im Rahmen der Berechnung der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung 

nicht mit dem in der Bilanz ausgewiesene(l Wert in Ansatz zu bringen. Finanzanlagen sind 

vielmehr nur berücksichtigungsfähig, wenn diese für den Betrieb des Netzes notwendig sind, 

§ 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 GasN EV. Der Netzbetreiber hat nachvollziehbar darzulegen, weshalb 

die von ihm in Ansatz gebrachten Finanzanlagen für den Betrieb des Netzes notwendig sind 

(vgl. BGH, Beschl. v. 03.03.2009, Az. EnVR 79/07, juris: Rd. -Nr. 8 ff.). 

Betriebsnotwendiges Vermögen eines Netzbatreibers ist zunächst das Sachanlagevermö­

gen, da der Netzbetreiber ohne dieses seinen Geschäftsbetrieb nicht ausüben kann. Das 

Vermögen eines Netzbetreibers ist somit grundsätzlich in Form des Sachanlagevermögens 

anzulegen, auf welches die GasNEV eine adäquate Verzinsung vorsieht. 

Sofern aus einer Finanzanlage keine Zinseinnahmen entstehen, kann dieser nicht als Fi­

nanzanlage einer Eigenkapitalverzinsung nach § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 Alt. 1 GasNEV unterwor­

fen werden (vgl. hierzu auch BGH, Beschl. v. 03.03.2009, Az. EnVR 79/07, juris: Rd.-Nr. 28). 

Werden durch den Netzbatreiber keine Zinsen für die ausgewiesenen Forderungen geltend 

gemacht, zeigt das vielmehr, dass diese für den Betrieb des Netzes nicht notwendig sind. 

Die vom ~etzbetreiber geltend gemachten Finanzanlagen (Ausleihungen an verbundene 

Unternehmen) in Höhe von wurden nicht anerkannt. Der Netzbetreiber hat in 
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seinem Schreiben vom 16.10.2012 dargelegt, dass die Beteiligung des Bereiches Gas Netz 

an der Sopho Neuruppii1 aus Renditegesichtspunkten bestünde. Die Sopho Neuruppin be­

treibt diverse Solaranlagen in der Region Neuruppin. Für die Beschlusskammer ist diese 

Finanzanlage nicht für den Betrieb eines Netzes notwendig und wird entsprechend nicht an­

. erkannt. Weiterhin wird die Beteiligung an der Havelländischen Wasser GmbH nicht aner­

kannt, die lediglich mit einem Erinnerungswert von einem Euro in der Bilanz geführt wird. 

Auch hier ist kein Zusammenhing zum Netzbetrieb erkennbar. 

3.1.3.2. Umlaufvermögen 

Das Umlaufvermögen umfasst umlaufende bzw. umzusetzende Vermögensgegenstände. 

Der Bestand dieser Vermögensgegenstände ändert sich durch Zu- und Abgänge häufig. Im 

Gegensatz zum Anlagevermögen, welches dauerhaft dem Geschäftsbetrieb dient, befindet 

sich das Umlaufvermögen nur kurze Zeit im Unternehmen. 

Der Netzbatreiber konnte nicht nachweisen, dass das geltend gemachte Umlaufvermögen in 

vollem Umfang berücksichtigungsfähig ist. Hierfür hätte er nachweisen müssen, dass das 

geltend gemachte Umlaufvermögen der Maßgabe des § 4 Abs. 1 GasNEV i. V. m. § 21 Abs. 

2 EnWG entspricht (vgl. BGH, Beschl. v. 03.03.2009, Az. EnVR 79/07, juris: Rd.-Nr. 20). 

Bei im Wettbewerb stehenden Unternehmen kann davon ausgegangen werden, dass diese 

in der Regel möglichst effizient wirtschaften und dass die liquiden Mittel bzw. Forderungsbe­

stände somit effizient eingesetzt und betriebsnotwendig sind . Bei den Betreibern von Gas­

versorgungsnetzen handelt es sich jedoch nicht um im Wettbewerb stehende Unternehmen, 

so dass ein Beweis des ersten Anscheins nicht gegeben sein kann. · 

Ein pauschal erhöhter Liquiditätsaufbau ist ineffizient. Grundsätzlich verwrsacht vorgehalte­

nes Umlaufvermögen Kapitalkosten ebenso, wie jedes andere Betriebsmittel auch. Eine effi­

ziente Vorhaltung ist insbesondere deshalb geboten, weil Umlaufvermögen in Gestalt von 

Vorräten und Kundenforderungen keine unmittelbaren Erträge erwirtschaftet und auch kurz­

und längerfristige Bankguthaben ebenfalls nur äußerst geringe Erträge erbringen, die wegen 

der hiermit verbundenen Kapitalkosten zu einer Wertvernichtung zu Lasten der Netznutzer 

führen. 

Auch die Investitionstätigkeit bzw. das Investitionsverhalten des ändert nichts an der Einstu­

fung eines beträchtlichen Teils des Umlaufvermögens als nicht betriebsnotwendig. 

Der Wechsel von lnvestitionszyl<len, d.h .. von Zeitabschnitten mit erhöhten Investitionen, die 

von Zeitabschnitten mit niedrigen Investitionen abgelöst werden, gebietet keinen erhöhten 

Bestand an Umlaufvermögen. Selbst wenn die meisten Anlagegüter lange Abschreibungs­

zeiträume aufweisen, sind diese in der Regel zeitversetzt, so dass aus den verdienten Ab-
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schreibungen Mittel für neue Investitionen zur Verfügung stehen. Werden für einen längeren 

Zeitraum keine Investitionen getätigt, ist es aus betriebswirtschaftlicher Sicht nicht effizient, 

liquide Mittel zu horten. Das Umlaufvermögen hat keine Sparbuchfunktion. Zum Umlaufver­

mögen gehören Vermögensgegenstände, deren Bestand sich durch Zu- und Abgänge häufig 

ändert. Es ist daher gerade kein dauernd dem Betrieb dienender Vermögensgegenstand, 

sondern ein Wirtschaftsgut, das dem sofortigen Verbrauch dient (vgl. die ständige Recht­

sprechung des BFH: Urteil v. 31.05.2001, Az.; IV R 73/00, juris: Rd.-Nr. 10; Urteil · v. 

28.05.1998, Az. XR 80/94, juris: Rd.-Nr. 30). 

Die Investitionsfähigkeit des Unternehmens wird u. a. durch den Finanzmittelzufluss aus ver­

dienten Abschreibungen gewährleistet. Sollte die Zahlungsfähigkeit des Unternehmens 

durch den Finanzmittelzufluss aus verdienten Abschreibungen hingegen nicht gewährleistet 

sein, kann sich das Unternehmen auch Kreditlinien einräumen lassen, mit denen kosten­

günstig kurzfristigen Zahlungsverpflichtungen begegnet werden kann. Einer kostenintensiven 

Geldmittelvorhaltung bedarf es hierfür nicht. Schließlich ist auch eine langfristige und damit 

kostenintensive Kapitalansammlung für Re-Investitionen unter Effizienzgesichtspunkten nicht 

akzeptabel. Investitionen sind erst dann zu finanzieren, wenn sie betriebswirtschaftlich erfor­

derlich sind. 

Sofern aus dem Umlaufvermögen keine Zinseinnahmen entstehen, können diese nicht einer 

Eigenkapitalverzinsung nach § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 Alt. 1 GasNEV unterworfen werden (vgl. 

hierzu BGH, Beschl. v. 03.03.2009, Az. EnVR 79/07, juris: Rd. -Nr. 28). Werden durch den 

Netzbetreiber keine Zinsen für das ausgewiesene Umlaufvermögen geltend gemacht, zeigt 

das vielmehr, dass dieses für den Betrieb des Netzes nicht notwendig ist. 

Die Beschlusskammer geht im Grundsatz davon aus, dass ein effizienter Netzbetreiber re­

gelmäßig Umlaufvermögen in Höhe von jedenfalls 1/12 eines Jahresumsatzes vorhält; vor 

diesem Hintergrund ist ein dementsprechender Ansatz des Netzbetreibers grundsätzlich be­

rücl<sichtigungsfähig , sofern entsprechende Nachweise vorliegen. Bei der Bewertung der 

Jahresumsätze des Netzbetriebs stellt die Beschlusskammer insoweit auf die berücksichti­

gungsfähigen kalkulatorischen Netzkosten ab. Dabei ist berücksichtigt, dass der Netzbetrieb 

in der Regel monatliche Zahlungsströme erhält. Macht der Netzbetreiber hingegen Umlauf­

vermögen von mehr als 1/12 eines netzkostenbezogenen Jahresumsatzes geltend, hat der 

Netzbetreiber nachzuweisen, dass der gesamte Bestand an Umlaufvermögen betriebsnot­

wendig ist und der Maßgabe des§ 4 Abs. 1 GasNEV i. V. m. § 21 Abs. 2 EnWG entspricht 

(vgl. BGH , Beschl. v. 03.03.2009, Az. EnVR 79/07, juris: Rd.-Nr. 29 ff.). Dabei ist insbeson­

dere zu berücksichtigen, dass es sich beim Netzbetrieb regelmäßig um eine sehr kapitalin­

tensive Wirtschaft handelt, die einer intensiveren Vorhaltung von liquiden Mittel nicht bedarf 

(s. o.). 
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Aus Sicht der Beschlusskammer beträgt der betriebsnotwendige Jahresanfangsbestand und 

der betriebsnotwendige Endbestand des Unilaufvermögens (exklusive Vorräte) jeweils ._. 
3.1.4. Abzugskapital 


Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpf lichtungen: 


Ausweislich des Rückstellungsspiegels 2010 und 2009 (Tabellenblatt "A4.1 RSt 201 0" und 

"A4.2 RSt 2009" des Erhebungsbogens, Ziffern 1.1.1.1. und 1.1.1.2., Spalten XI: "Endbe­

stand" i. V. m. den Spalten XII und XIII: "Berücksichtigung des Bestandes in A3.1 Überleitung 

Bilanz 2010 vor Hinzurechnungen/Kürzungen") belaufen sich die durch den Netzbatreiber 

dem Netzbereich zugeordneten Rückstellungsbestände für die Pensionsrückstellungen zum 

31.12.2010 a und zum 31.12.2009 a . Diese Bestände wurden 

vom Netzbatreiber nicht als Abzugskapital im Rahmen der Ermittlung des betriebsnotwendi­

gen Eigenkapitals (Tabellenblatt "81. EK-Verzinsung") berücksichtigt (Rückstellungsspiegel 

2010 und 2009, Ziffer 1.1.1.1. und 1.1.1.2. Spalten XIV und XV: "Berücl<sichtigung des Be­

standes in B1. Kali<. EK-Verzinsung"). 

Der Netzbatreiber schreibt aufS. 22 bzw. 24 seines Berichts, es handle sich bei den heraus­

gekürzten Pensionsrückstellungen um überbetriebliche Pensionszusagen, die nicht im Zu­

sammenhang mit einem effizienten Netzbetrieb stehen. Der Beschlusskammer ist hierbei 

nicht ersichtlich, weshalb überbetriebliche Pensionszusagen, die auch so in der Bilanz des 

Netzbetreibers dargestellt werden, !<eine Berücksichtigung im Abzugskapital finden sollen. 

Ferner werden die vom Netzbatreiber getätigten Zuführungen zu den Personalrückstellungen 

in vollem Umfang vom Netzbatreiber in den Betriebsabrechnungsbogen übergeleitet (Tabel ­

lenblatt .A4.1 RSt 201 0" und "A4.2 RSt 2009" des Erheblingsbogens, Ziffer 1.1.1., Spalte 

XIX). 

Die Beschlusskammer hat die vom Netzbatreiber herausgekürzten Bestände im Rahmen der 

Ermittlung des betriebsnotwendigen Eigenkapitals berücksichtigt. 

Weiterhin wurde,. wie schon unter Punkt 1.4. (s. o.) erläutert, der in Tabellenblatt A4.1 RSt10 

ausgewiesene Anpassungsbetrag zur Darstellung des Erfüllungsbetrags aufgrund des Bil- . 

MoG bei den Personalrückstellungen in Höhe vo~ur zu 1/5 berücksichtigt. 

Steuerrücl<stellungen: 

Ausweislich des Rückstellungsspiegels 2010 und 2009 (Tabellenblatt ,.A4.1 RSt 201 0" und 

..A4.2 RSt 2009" des Erhebungsbogens, Ziffern .1.2.1., 1.2.2. und 1.2.3., Spalten XI : "Endbe-
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stand" i. V. m. den Spalten XII und XIII: "Berücksichtigung des Bestandes in A3.1 Überleitung 

Bilanz 2010 vor Hinzurechnungen/Kürzungen") belaufen sich die durch deri Netzbatreiber 

dem Netzbereich zugeordneten Rückstellungsbestände für die Körperschaftsteuer I den So­

lidaritätszuschlag/ die Gewerbesteuer zum.31 .12.2010 au._,.md zum 31.12.2009 

auf- Diese Bestände wurden vom Netzbatreiber nicht als Abzugskapital im Rah­

men der Ermittlung des betriebsnotwendigen Eigenkapitals (Tabellenblatt "B1. EK­

Verzinsung") berücksichtigt (Rückstellungsspiegel 2010 und 2009, Ziffer 1.2.1. , 1.2.2. und 

1.2.3., Spalten XIV und XV: "Berücksichtigung des Bestandes in B1. Kalk. EK-Verzinsung"). 

Die Beschlusskammer hat diese Bestände jedoch im Rahmen der Ermittlung des betriebs­

notwendigen Eigenkapitals berücksichtigt, da bei einer l(all<ulatorischen Berechnung der 

Steuern - wie sie vorliegend im Rahmen der Ermittlung des Ausgangsr,~iveaus zur Bestim­

mung der Erlösobergrenzen für die Jahre 2013ff. gem. GasNEV vorgenommen wird - Steu­

erstundungseffekte genauso auftreten wie bei der Berücksichtigung von Steuern in der ex­

ternen Rechnungslegung. Insofern ist es gerechtfertigt, diese Stundungseffekte dem Netz­

kunden zu Gute kommen zu lassen. Dies geschieht über die Rückstellungsbestände, die als 

Bestandteil des Abzugskapitals (Mittelwert aus 2010 und 2009) die Eigenkapitalverzinsungs­

basis reduzieren und damit zu niedrigeren Netzkosten führen. 

Sonstige Rücl<stellungen: 

Ausweislich des Rückstellungsspiegels 2010 (Tabellenblatt "A4.1 RSt 201 0" des Erhebungs­

bogens, Ziffer 1.3.2.2., '1.3.2.3. und 1.3.6. Spalte XI: "Endbestand" i. V. m. den Spalten XII 

und XIII: "Berücksichtigung des Bestandes in A3.1 Überleitung Bilanz 2010 vor Hinzurech­

nungen/Kürzungen") und des Rückstellungsspiegels 2009 (Tabellenblatt "A4.1 RSt 2009" 

des Erhebungsbogens, Ziffer 1.3.2. und 1.3.6. Spalte XI: "Endbestand" i. V. m. den Spalten 

XII und XIII: "Berücksichtigung des Bestandes in A3.1 Überleitung Bilanz 2010 vor Hinzu­

rechnungE:Jn/Kürzungen") beläuft sich der Rückstellungsbestand für den negativen Regulie­

für 2009/2010 und die Mindermengen Gas 2008 zum 31.12.2010 aufrungskontosaldo 

gen Gas 2008/2009 au 

und für den negativen Regulierungsi<Ontosaldo für "2009 und die Mindermen­

Diese Bestände wurden vom Netzbatreiber im Rah­

men der Ermittlung des betriebsnotwendigen Eigenkapitals (Tabellenblatt "B1. EK­

Verzinsung") nicht als Ab.zugskapital berücksichtigt (Rücl<stellungsspiegel 2010, Ziffer 

1.3.2.2., 1.3.2.3. und 1.3.6. Spalten XIV und XV: "Berücksichtigung des Bestandes in B1. 

Kalk. EK-Verzinsung" bzw. Rückstellungsspiegel 2009, Ziffer 1.3.2. und 1.3.6. Spalten XIV 

und XV: "Berücksichtigung des Bestandes in B1. Kalk. EK-Verzinsung" 

Die Beschlusskammer hat diese Bestände jedoch im Rahmen der Ermittlung des betriebs­

notwendigen Eigenkapitals berücksichtigt, da dem Netzbatreiber in der Vergangenheit mehr 
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Entgelte zugeflossen sind, als ihm gemäß der zulässigen kalenderjährlichen Erlösobergren­

zen zustanden. Damit liegt eine Mittelstundung durch die Netzkunden vor. Wirtschaftlich be­

trachtet handelt es sich hierbei um verzinsliches Fremdkapital des Netzbetreibers, das von 

den Netznutzern zur Verfügung gestellt wird und durch Rückstellungsbildung in der Bilanz 

des Netzbetreibers zu erfassen ist. 

Anerkannt wird hingegen der Zinsaufwand aus der Aufzinsung der Rückstellung Regulie­

rungskonto. Dieser Aufwand in Höhe vo~urde vom Netzpetreiber im Rahmen 

der Überleitung der Gewinn- und Verlustrechnung 2010 herausgekürzt Die Beschlusskam­

mer hat diese Aufwendungen wieder der Position 1.3.4. Fremdl<apitalzinsen, Sonstiges hin­

zugerechnet. . 

Unverzinsliche VerbindlichJ{eiten: 

Die vom Netzbetreiber in der Überleitung von der handelsrechtliehen Bilanz der Tätigkeit 

"Gasverteilung/Gasfernleitung" zu den kalkulatorischen Vermögens-: !Jnd Kapitalpositionen 

des Erhebungsbogens "B1 Kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung" nicht berücksichtigten 

unverzinslichen Verbindlichkeiten in Höhe vo~ (201 0) (2009) 

hat die Beschlusskammer dem Abzugskapital hinzugerechnet Dieses Vorgehen entspricht 

dem insoweit eindeutigen Wortlaut des § 7 Abs. 2 GasNEV, gemäß dem Verbindlichkeiten 

Bestandteil des Abzugskapitals sind. 

3.1.5. Betriebsnotwendiges Vermögens gemäß § 6 GasNEV (BNV I) und betriebsnot~ 

wendiges Eigenkapital gemäß § 6 GasNEV (BNEK I) 

Unter Berücksichtigung der zuvor aufgeführten berücksichtigungsfähigen kalkulatorischen 
\ 

Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskos­

ten, der berücksichtigungsfahigen Finanzanlagen und des berücksichtigungsfähigen Umlauf­

vermögens ergibt sich das betriebsnotwendige Vermögen nach § 6 GasNEV (BNV l) aus 

Anlage 3-NB (Zelle H53) bzw. Anlage 4-NB (Zelle C12). 

Abzüglich des Steueranteils der Sonderposten mit Rücklageanteil, des Abzugskapitals und 

des verzinslichen Fremdkapitals ergibt sich das ·betriebsnotwendige Eigenkapital nach 
. I 

§ 6 GasNEV (BNEK /)aus Anlage 3-NB (Zelle H65) bzw. Anlage 4~NB (Zelle C13). 

·Die hieraus resultierende Eigenkapitalquote gemäß § 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV ergibt sich aus 

Anlage 4-NB (Zelle C14). 
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3.2. 	 Betriebsnotwendiges Vermögen gemäß§ 7 GasNEV (BNV //)und betriebsnot~ 
wendiges Eigenkapital gem'äß § 7 GasNEV (BNEK II) 

Verzinsungsbasis der Eigenkapitalzinsen ist das betriebsnotwendige Eigenkapital, wie es in · 

§ 7 Abs. 1 S. 2 GasNEV vorgegeben ist. Im Überblick: 

Kalk. Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen 

zu Tagesneuwerten * Eigenkapitalquote (max. 40 %) 

Kalk. Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen 

zu historischen AK/HK * Fremdkapitalquote (min. 60 %) 

Kali<. Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Neuanlagen 

zu historischen AK/HK 

+ 	 Grundstücke zu historischen AK/HK 

+ 	 betriebsnotwendige Finanzanlagen 

+ 	 betriebsnotwendiges Umlaufvermögen . 

:;;;:: 	 Betriebsnotwendiges Vermögen. II (BNV II) 

Steueranteil der Sonderposten mit Rücklageanteil 

Abzugskapital 

Verzinsliches Fremdkapital 

= 	 Betriebsnotwendiges Eigenkapital II (BNEK II} 

Zur Ermittlung des betriebsnotwendigen Vermögens nach § 7 GasNEV (BNV II) sind somit 

die kalkulatorischEm Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Alt- und 

Neuanlagen zu ermitteln . Hierbei sind die Anlagegüter des Sachanlagevermögens mit den­

jenigen kalkulatorischen Restwerten zu berücksichtigen, die bei der. Bestimmung der kalkula ­

torischen Abschreibungen gern. § 6 GasNEV anerkannt wurden. Darüber hinaus finden bei 

der Berechnung des betriebsnotwendigen Vermögens ggf. weitere Anlagegüter des Sachan­

lagevermögens, soweit deren Betriebsnotwendigkeit nachgewiesen wurde, Berücksichti­

gung, z. B. immaterielfe Vermögensgegenstände des Anlagevermögens sowie Geleistete 

Anzahlungen und Anlagen im Bau. 

Grundstücke sind gern. § 7 Abs. 1 S. 3 GasNEV bei der Ermittlung der kalkulatorischen 

Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen Anschaffungs- und Herstellungsko$­

ten anzusetzen. 

Gemäß§ 7 Abs. 1 S. 2 Nr.1, 2 i.V.m. § 6 Abs. 2 S. 4 GasNEV wird auch im Rahmen der Be­

rechnung des betriebsnotwendigen Eigenkapitals die -Eigenkapitalquote der Altanlagen auf 

höchstens 40 % begrenzt. ln der Konsequenz dürfen die kalkulatorischen Restwerte des 

Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen zu Tagesneuwerten maximal mit 

einem Anteil von 40% in die Bestimmung der Basis der Eigenkapitalzinsen einfließen. Da 

die Fremdkapitalquote die Differenz zwischen 100% und der Eigenkapitalquote ist (§ 6 
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Abs. 2 . S. 5 GasNEV), müssen die kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens 

der betriebsnotwendigen Altanlagen zu historischen .Anschaffungs- und Herstellungskosten 

entsprechend mit mindestens 60 % gewichtet werden. 

Übersteigtdie ermittelte Eigenkapitalquote, die sich aus Anlage 4aNß (Zelle C14) ergibt, 

einen Anteil von 40% so ist diese gemäß § 6 Abs. 2 S. 4 GasNEV auf 40 % zu begrenzen. 

Unter Zugrundelegung dieser Eigenkapitalquote ergibt sich das betriebsnotwendige Vermö­

gen gemäß § 7 GasNEV (BNV II) aus Anlage 4-NB (Zelle C20). Das betriebsnotwendige 

Eigenkapital gemäß§ 7 GasNEV (BNEK II) ergibt sich aus Anlage 4~NB (Zelle C24). 

3.3. 	 Ermittlung des die zugelassene Eigenl<apitalquote von maximal 40 % überstei ­
genden Eigenkapitalanteils 

Nach § 7 Abs. 1 S. 5 GasNEV ist der die zugelassene Eigenkapitalquote von maximal 40 % 

Obersteigende Anteil des Eigenkapitals nominal wie Fremdkapital zu verzinsen. Soweit das 

nach § 7 Abs . 1 GasNEV berechnete betriebsnotwendige Eigenl<apital (BNEK II) mehr als 

40 % des nach dieser Vorschrift ermittelten betriebsnotwendigen Vermögens (BNV II) be­

trägt, ist folglich das betriebsnotwendige Eigenkapital (BNEK II) in zwei Anteile zu zerlegen. 

Zu bestimmen ist zunächst der Anteil des Eigenkapitals, der die zugelassene Eigenkapital­

quote nicht überschreitet (BNEK II s 40 %), sodann der Eigenkapitalanteil, der die zugelas­

sene Eigenkapitalquote übersteigt (BNEK II > 40 %). 
. . . 

Bei einer Eigenkapitalquote von mehr als 40 % ist der die zugelassene Eigenkapitalquote 

nicht übersteigende Eigenkapitalanteil (BNEK II s 40%) wie folgt zu ermitteln : 

BNEK II s 40% = BNV II * 0,4 

Der die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigende Eigenkapitalanteil im Sinne von § 7 

Abs. 1 S. 3 Gq'sNEV (BNEK II > 40%) errechnet sich dann nach folgender Formel: 

BNEK II > 40% = BNEK 11-BNEK II s 40% =BNEK II- (BNV II * 0,4) 

Soweit das nach § 7 Abs. 1 S. 2 GasNEV berechnete betriebsnotwendige Eigenkapital 

(BNEK //) nicht mehr .als 40 % des nach dieser Vorschrift ermittelten betriebsnotwendigen 

Vermögens (BNV II) beträgt, hat demgegenüber keine Aufteilung des BNEK II zu erfolgen. 

Denn ein die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigender Anteil des Eigenkapitals ist in 

diesem Fall nicht gegeben. 
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3.4. Ermittl ung des auf die Neu~ und Altanlagen entfallenden Anteils am Eigenkapi~ 
tal 

Zur Festlegung der Basis für die Eigenkapitalverzinsung ist das betriebsnotwendige Eigen ­

l<apital (BNEK II) auf Neu- und Altanlagen aufzuteilen (§ 7 Abs. 3 S. 1 GasNEV). Die AUftei ­

lung erfolgt nach den Maßgaben, wie es in § 7 Abs. 3 S. 2 und 3 GasNEV vorgegeben ist. 

Der Anteil der kalkulatorischen Restwerte der Neuanlagen ·zu Anschaffungs- und Herstel­

lungskosten (Anteil SAVneu) ergibt sich aus dem Quotienten aus den kalkulatorischen Rest­

werten der Neuanlagen zu Anschaffungs- und Herstellungskosten und den kalkulatorischen 

Restwerten des gesamten Sachanlagevermögens und somit der Summe aus den kalkulato ­

rischen Restwerten (RW) der Alt- und Neuanlagen (SAValt und SAVneu). 

I 
Kalk. RW des Sachanlagevermögens der Neuanlagen zu AKJHK 

[ Kalk. RW des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen 

Tagesneuwerten * Eigenkapitalquote nach§ 6 Abs. 2 GasNEV (max. 40 %) 

zu 

+ Kali<. RW des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen zu 

historischen AKJHK t' Fremdkapitalquote nach§ 6 Abs. 2 GasNEV (min. 60 %) 

+ Kalk. RW des Sachanlagevermögens der Neuanlagen zu historischen AKJHK] 

:;::;: Anteil SAVneu 

Der Anteil der Altanlagen arn Sachanlagevermögen (Anteil SAValt) ergibt sich aus der Diffe­

renz zwischen 1 OÖ % und dem Anteil des Sachanlagevermögens der Neuanlagen (Anteil 

SAVneu). 

Der Anteil der Altanlagen am Eigenl<apital ergibt sich aus Anlage 4oNß (Zelle C26). 

Der Anteil der Neuanlagen am Eigenkapital ergibt sich aus Anlage 4oNß (Zelle C27). 

3.5. Ermittlung der Zinsen für die beiden Eigenkapitalanteile 

Die Beschlusskammer 4 der Bundesnetzagentur hat mit Beschluss vom 31.10.2011, unter 


dem Aktenzeichen BK4-11/304, den Eigenkapitalzinssatz für den Anteil des Eigenkapitals, 


der die zugelassene Eigenkapitalquote nicht übersteigt, für Neuanlagen auf 9,05 % und für 


Altanlagen auf 7,14% nach Gewerbesteuer und vor Körperschaftsteuer festgelegt. 


Die Verzinsung des Eigenkapitalanteils, der die zugelassene Eigenl<apitalquote · nicht über­


steigt, errechnet sich demnach wie folgt: 


BNEK II s; 40% * Anteil SA Vneu * 9, 05 % + BNEK II s: 40% * Anteil SA V alt * 7, 14 % 

Verfügt der Netzbetreiber hingegen nicht über Sachanlagevermögen sind die Bilanzwerte mit 

dem für Neuanlagen geltenden Eigenkapitalzins zu verzinsen. 
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Der die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigende Anteil des Eigenkapitals wird gemäß § 

32 Abs. 8 GasNEV ab dem 01.01.2013 nach § 7 Abs. 7 GasNEV verzinst (§ 7 Abs. 1 S. 5 

GasNEV). Der Zinssatz bestimmt sich gem. § 7 Abs. 7 S. 1 GasNEV als Mittelwert des auf 

die letzten zehn abgeschlossenen Kalenderjahre bezogenen Durchschnitts von drei durch 

die Deutsche Bundesbank veröffentlichten Umlaufsrenditen. Im Einzelnen ergeben sich die­

se Werte aus der "Umlaufsrendite festverzinslicher Wertpapiere inländischer Emittenten ­

Anleihen der öffentlichen Hand", aus der "Umlaufsrendite festverzinslicher Wertpapiere in­

ländischer Emittenten - Anleihen von Unternehmen (Nicht-MFls)" sowie aus der "Umlaufs­

rendite inländischer Inhaberschuldverschreibungen - Hypothekenpfandbriefe" .1 

Die anzuwendenden Zinsreihen sind die Folgenden: 

Es leitet sich für die genannten Papiere im Zeitraum 2001 bis 2010 eine durchschnittliche 

Rendite von 4,19 % ab. 

Diese Reihen können der Kapitalmarktstatistik der Deutschen Bundesbank entnommen 
werden . . 
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3.6. Berücksichtigungsfähige Eigenkapitalverzinsung 


Bis zu der zu Grunde zu legenden Eigenkapitalquote von 40 % ergibt sich die Verzinsung auf 


das betriebsnotwendige Eigenkapital gemäß § 7 GasNEV (BNEK //) aus Anlage 4-NB (Zel­


len C31 und C32). Für das die Quote von 40 % übersteigende betriebsnotwendige Eigenka­


pital gemäß§ 7 GasNEV (BNEK II) ergibt sich die Verzinsung aus Anlage 4-NB (Zelle C33). 


4. Kalkulatorische Gewerbesteuer 


Gemäß § 8 GasNEV kann im Rahmen der Ermittlung der Netzkosten die dem Netzbereich 


sachgerecht zuzuordnende Gewerbesteuer als kalkulatorische Kostenposition in Ansatz ge­


bracht' werden. Bei der Genehmigung der Netzentgelte wird daher ein kalkulatorischer Ge­


werbesteueransatz auf der Grundlage der anerkannten kalkulatorischen Eigenl<apitalverzin­


sung berücksichtigt. Bei dem von der Bundesnetzagentur festgelegten Eigenkapitalzinssatz 


handelt es sich um einen Zinssatz nach Gewerbesteuer und vor. Körperschaftsteuer.2 Ein 


Abzug der kalkulatorischen Gewerbesteuer bei sich selbst erfolgt nicht. § 8 S. 2 GasNEV ist 


entfallen. 


Die nach § 8 GasNEV anerkennungsfähige Gewerbesteuer ist allein nach den kalkulatori­

schen Maßstäben der GasNEV zu ermitteln. Die in der netzspezifischen Gewinn- und Ver­

lustrechnung als zusätzlicher Gewinn erscheinende Differenz zwischen den kalkulatorischen 

Abschreibungen und den bilanziellen Abschreibungen (sog. Scheingewinn bzw. -verlust) ist 

somit nicht Teil der Bemessungsgrundlage für den kalkulatorischen Gewerbesteueransatz. 

Dies ist von der höchstrichterlichen !=<echtsprechung bestätigt worden (siehe etwa BGH v. 

14.08.2008, KVR 34/07- SW Speyer, Rn. 86 ff.). 

Entsprechend einem rein kalkulatorischen Ansatz wird auf die zusätzliche Berücksichtigung 

von weiteren Zurechnungen und Kürzungen bei der Bemessungsgrundlage verzichtet (BGH, 

KVR 81/07, S. 10). 

Die kalkulatorische Gewerbesteuer wurde nach der Formel 

[BNEK 11~40% * Anteil SA V alt * 7, 14 % + BNEK II ~40% * Anteil SA V neu * 9, 05 % 

* + BNEK II > 40% * 3, 80 %] * Hebesatz * Messzahl 

berechnet. Die zu berücksichtigende kalkulatorische Gewerbesteuer wird in Anlage 5-NB 

(Zelle C16) ausgewiesen. 

2 BR-Drs. 247/05 S.30. 
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5. · ~{ostenmindernde .Erlöse und Erträge gemäß § 9 Abs. 1 GasNEV 

5.1. Erträge aus Beteiligungen (Ziffer 5.3.) 


Analog zu der Kürzung der Beteiligungen und der Ausleihungen an verbundenen Unterneh­


men werden auch die entsprechenden Erträge aus Beteiligungen in Höhe von ­


und Erträge aus anderen Wertpapieren und Ausleihungen des Finanzanlagevermögens in 


Höhe von- gekürzt. 


5.2. Zinserträge 


Soweit die Beschlusskammer den Ansatz der Netzbetreiber bezüglich der liquiden Mittel bei 


der Ermittlung der berücksichtigungsfähigen Eigenkapitalverzinsung gekürzt hat,· hat die Be­


schlusskammer im selben prozentualen Verhältnis auch die von dem Netzbetreiber ange­. . . 

set?ten Zinserträge gekürzt. 
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Nummer 

Stadtwerke Neuruppin GmbH 
BK9-11/8240 
12001516 
1 

Bestimmung des Ausgangsniveaus für die 2. Regulierungsperiode gern.§ 6 Abs. 1 ARegV 
- Netzkosten ­

Kostenart 

Netzkosten 
gern. Netzbetreiber 

Hinzurechnung 
durch BNetzA 

(gesamt) 
[€] 

Netzkosten 
gem. GasNEV 



Stadtwerke Neuruppin GmbH 
BKS-11/8240 
12001516, 

Bestimmung des Ausgangsniveaus für die 2. Regulierungsperiode gern. § 6 Abs. 1 ARegV 
J - Netzkosten ­

Kostenart 

Netzkosten 
gern. Netzbetreiber 

Kürzung 
durch BNetzA 

(gesamt) 
[€] 

Hinzurechnu.ns 
durch BNetzA 

(gesamt) 
[€] 

Netzkosten 
gem.GasNEV 



Stadtwerke Neuruppin GmbH 
BKS-11/8240 ' 
12001515 

Bestimmung des Ausgangsniveaus für die 2. Regulierungsperiode gern.§ 6 Abs. 1 ARegV 
- Netzkosten ­

Kostenart 

Netzkosten 
gern. Netzbetreiber 

[€] 

Kürzung 
durch BNetzA 

(gesamt) 
[€] 

Hinzurechnung 
durch BNetzA 

(gesamt) 
[€] 

Anlage 1-NB 

Netzkosten 
gern. GasNEV 

[€] 
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Bestimmung des Ausgangsniveaus fUr die 2. Regulierungsperlode gern.§ 6 Abs. 1 ARegV 
- l<aii<Uiatorlsche Abschreibungen -

SladiWerke Neuruppln GmbH 
BK9·II/8240 

12001516 

I 

Kalkulatorische AbschreibunO Summe der kalulalorlsc:hen 
auf AKJHK-Sasls Absc:hrelbunoen 

Anlagengruppe 
, für NEU-Anlagen 
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Anlagengruppen 

Bestimmung des Ausgangsniveaus für die 2. Regulierungsperiode gern. § 6 Abs. 1 ARegV 
- Kalkulatorische Restwerte des Sachanlagevermögens ­

Stadtwerke Neuruppin GmbH 
BKS-1118240 
12001516 
1 

Kalkulatorischer Restwert 
auf AKIHK-Sasls 
fürALT-Anlagen 

{Anfangsbestand} 

[€] 

Kalkulatorischer Restwert 
aufTNW-Basis 

tur ALT-Anlagen 

(Anfangsbestand} 

Kalkulatorischer Restwert 
auf AK/HK-Basis 
filr NEU_.Anlagen 

(Anfangsbestand} 

Kalkulatorischer Restwert 
auf AK!HK-Basis 
für ALT-Anlagen 

(Endbestand) 

Kalkulatorischer Restwert 
auf TNW-Basis 

fürALT-Anlagen 

(Endbestand) 

Kalkulatorischer Restwert 
auf AK/HK-Basis 
für NEU-Anlagen 

(Endbestand) 



Anlage 2.2-NB 

Bestimmung des Ausgangsniveaus für die 2. Regulierungsperiode gem. § 6 Abs. 1 ARegV 
- Kalkulatorische Restwerte des Sachanlagevermögens ­

Stadtwer!<e Neuruppin GmbH 
BKS-11/8240 

12001516 

1 


Kalkulatorischer Restwert 
auf AKIHK-Basjs 
für AL:.T-Anlagen 

(Anfangsbestand) 

[€] 

Kalkulatorischer Restwert 
auf TNW-Basis 

fürALT-Anlagen 

(Anfangsbestand) 

[€] 

Kalkulatorischer Restwert Kalkulatorischer Restwert 
auf AK/HK-Basis auf AKIHK-Basis 
für NEU-Anlagen für ALT-Anlagen 

(Anfangsbestand) (Endbestand) · 

[€] [€] 

Kalkulatorischer Restwert Kalkulatorischer Restwert 
auf TNW-Basis auf AKIHK-Basis 

fürALT..Anlagen für NEU-Anlagen 

(Endbestand) (Endbestand) 

[€] [€] 
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Sbdtwerlr.c Neuruppin GmbH 
8~11/8240 . 
12001516 
1 

Besbndsposltion 

Bestimmung des Ausgangsniveaus f ilr die 2. Regulierungsperiode gern.§ 6 Abs. 1 AAegV 
- Betriebsnotwendiges Vermögen 1/ Betriebsnotwendiges Eigenkapital I ­

Gcs.amtbetr.lg der Bestmdsposttlon I Gesamtbetrag der Bestandsposition 

(Ant'angsbesb;nd} (Almngstx:st.md) {Endbestand} 

I<I 



12001516 

Anlage 

Bestimmung des Ausgangsniveaus für-die 2. Regulierungsperiode gern.§ 6 Abs. 1 ARegV 
- Betriebsnotwendiges Vennögen 1/ Betriebsnotwendiges Eigenkapital I ­

Stadt\wrko Neuruppin GmbH 
81<9-1118240 

Bestandsposition 

Gesamtbetrag der BestandspositionIGesamtbetr;;g der B_est:andsposiUon I Mltte.twcrt 
Gesamtbetrag der Bestanc1spos1Uon·l Gesamtbetrag der Bestancisposltlon 

(An1angsbest:anti) {Endbestand) {Anfangsbestand} (Endbesbnd) 

[<J 

M­



Betriebsnotwendige Positionen 
gern. GasNEV 

Stadtwerke Neuruppin GmbH 

BK9-11/8240 

12001516 

Bestimmung des Ausgangsniveaus für die 2. Regulierungsperiode gern. § 6 Abs. 1 ARegV 
- Kalku latorische Eigenkapitalverzinsung gern. § 7 GasNEV-

Position 
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Anlage 5-NB 

Bestimmung des Ausgangsniveaus fiilrr die 2. Regulierungsperiode gern. § 6 Albs. ~ ARegV 
- Kalkulatorische Gewerbesteuer gern. § 8 GasNEV ­

Stadtwerke Neuruppin GmbH 


BK9-11 /8240 


12001516 


1 

Position Posit ionen gern. GasNEV 

330,00% 

Gewerbesteuersatz14 1

15 1Kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung gern. § 7 GasNEV 

16 1Kalkulatorische Gewerlbest~uer gern.§ 8 GasNEV 
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Anlage 6-NB 
Bestimmung des Ausgangsniveaus fürdie 2. Regulierungsperiode gern. § 6 Abs. 1 ARegV 

- Ermittlung der berücksichtigungsfahigen kalk. Restwerte und kalk.. Abschreibungen des Sachanlagevermögens -
StadtwcrkcNeutuDalnGrnbH 

tfjAkll:.nzeichen 81<9-1118240 
Bctrfc:bsrwmmcr 1.2001516 
Netznummer 1 · 

Anbgen!Jnlppc 

Historische AKIHK 
beZ~otufc:Las-•""9'-1 Anschittfungs:jahr gern. 

jahr Netzbetrdbct 

Korre.J:turbed.Jif 
3N""­

(<) 

!{U:zung Hinzurec.hnung 
PrOfergebnis 

BN<UA 
(<) 

Angc:sctz1ebdrie;b:;gc:-. 
wöhnllche 

Kür.wng 

RestrnJIZungsd:.I.Jel" ~ 

11von19 

1.1.2010 



stadtwerlreNeUft.IPpinGmbH 
81<9--1118240 

12001516 

1 


Restwerte zum Ab:;ctlreibungen 2010 


12von 19 




Stadtwerke Ncuruppin GmbH 
J-g_~Ak1en:tetcnen BK9-111B240 
~Betrieb=ummer 12001516 

- -­ 1 

~rteLum 

13\'1:11119 



--- --- ---

Anlage6-NB 
Bestimmung des Ausgangsniveaus für die 2. Regulierungsperiode gern.§ 6Abs. 1 ARegV 

-Ermittlung der berücksichtigungsfahigen kalk. Restwerte und kalk. Abschreibungen des Sachanlagevermögens-
Stacltwerkt!, NeuruPPinGmbH 
6)<9..11/8240 
12001516 
1 

l{ orrcitturtx:d:uf Korrekturbedarf 
2N..:lZA. ~gsd.UJC:J ZUI'n 

[<] [<] -
Angesetzte betrieb:;gc. 

PrOfergc::bnls wöhnfiche Prtlfergc.brlb
Kürzung Hinzurechnung K!lnun9 Hinwr«hnungAnlagengruppe BNdZA Nutzungsd:l:uer gcm.. BNotzA tOr:;;::~o04\ t~z~~~:!~o04 fOrZu~n!F>~04(<j Nettbetteibct (<j 

14von19 

1..1.2010 



stadtwerkeNe.uruppinGmbH 

BJ<9..11JB240 

12001516 

1 


R~ertezum Absehrclbunge.n2010 

tfj
AII'Iei'!Ze!Cfletl 
Bctrlebsnurnmer 
Netznummer 

15vcn19 



Sbdtwl:!~ NeuNPC>in GmbH 
6K9-11J8240 
12001516 
1 

Rcstwef1ezum 

Anlagengruppe 

16von19 



StadtWerke Neunm.cin GmbH 
BKS-1118240 
12001516 
1 

Anlagengruppe 
Anscholnungs­

J•l.-

Bestimmung des Ausgangsniveaus für die 2. Regulierungsperiode gern. § 6 Abs. 1 ARegV 
-Ermittlung der berücksichtigungsfähigen kalk. Restwerte und kalk. Abschreibungen des Sachanlagevermögens-

Anlage 6-N 

R.estnutzung:sduer z.um 

17wn19 



Sbdtwme Neuruopin GmbH 
Sf<9.11/8240 
12001515 
1 

Anb!)C:ngruppc: 

Rcsrwertcz~ Abschn:lbungcn 2010 

1S'III:In19 



umemchmen Sta~NeJ.UUOPinGmbH 
AlCici"'Zcidlen 81<9-1118240 
~Betriebsni..IITllTier 12001515 

Nct::nurnmer 1 

Anlagengruppe 

Restwertezan 

19VD1'119 



Anlage II 
VNB 

Zur besseren Nachvollziehbarkeit wird der Rechenweg zur Ermittlung der Werte des Sach­

anlagevermögens anhand eines einfachen, fil<tiven Beispiels erläutert. Die Beispielrechnung 

wird für drei mögliche Fallkonstellationen durchgeführt: 

ln Abschnitt 1. wird der Fall einer Altanlage betrachtet, deren Aktivierung im Jahre 2000 er-· 

folgte. Abschnitt 2. zeigt den Fall einer Altanlage, die im Jahre 2005 aktiviert wurde; Ab- . 

schnitt ·3. den Fall einer Neuanlage, die im Jahre 2007 aktiviert wurde. Die Beispielrechnun­

gen werden im weiteren Text grau hinterlegt. 

Bei der Ermittlung der Abschreibu'ngsbeträge erfolgt in den Beispielrechnungen aus Über­

sichtsgründen für Altanlagen keine Gewichtung der Abschreibungsbeträge mit der individuel­

len Eigenkapital- bzw. Fremdkapitalquote. Stattdessen werden hier jeweils die Abschrei­

bungsbeträge auf Basis der Anschaffungs- I Herstellungskosten und auf Basis der Tages­

neuwerte zu 100 Prozent ausgewiesen. 

1. Altan lagen, die im Jahre 2000 aktiviert wurden 

ln Beispiel 1 wird eine Anlage betrachtet, die im Jahre 2000 a11geschafft wurde. Da die vom 

Netzbeireiber gewählte Nutzungsdauer oberhalb des unteren Wertes der Nutzungsdauer~ 

spanne gemäß Anlage ·1 (zu § 6 Abs. 5 S. 1 GasNEV) liegt, findet zum31.12.2003 ein Nut­

zungsdauerwechsel statt. 

Dabei.handelt es sich um einen fiktiven Wert, welcher der Illustration der Beispielrechnung dient. 
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Anlage II 
VNB 

1.1. 

Aufgrund der Möglichkeit des Nutzungsdauerwechsels zum 31.12.2003 sind für die Be rech~ 

nung zwei Schritte erforderlich. Zunächst wird der Restwert zum 31:12.2003 unter Berück­

sichtigung der in der Vergangenheit angewendeten Nutzungsdauer ermittelt. Anschließend 

wird der Restwert zum 31.12.2010 unter Berücksichtigung der ab 2004 anzuwendenden. 

(Rest-)Nutzungsdauer berechnet. 

1.1.1. Ermittlung des Restwertes zum .31.12.2003 auf AKIHK-Basis 


Der Restwert auf Basis der AK I HK zum 31.12.2003 ermittelt sich auf Basis der historischen 


AKIHK unter Abzug des vom Anschaffungsjahr bis zum 31.12.2003 stattgefundenen Werte­


verzehrs. Zur Ermittlung dieses jährlichen Werteverzßhrs werden die unteren Werte der in 


Anlage 1 zur GasNEV genannten Spannen von Nutzungsdauern herangezogen. Die jeweili­


ge Jahresabschreibung bis einschließlich 2003 ergibt sich dabei aus dem Quotienten der 


historischen AK I HK und den jeweils unteren Werten der in Anlage 1 zur GasNEV genann­


ten Spannen von Nutzungsdauern. 


AK I HK . . AK I HK . . . 
RW3u 2.2003 = AK IHK- ND'mtererRand • (2003 +1- Anscha.ffungsjahr) 

1.1.2. Ermittlung des Restwerts zum 31.12.2010 auf AK/HK-Basis 

Der Restwert auf Basis der AK I HK zum 31.12.2010 ergibt sich aus dem zuvor ermittelten 

Restwert zum 31.12.2003 abzüglich der Jahresabschreibungen für die Jahre 2004 bis 2010. 

Die Jahresabschreibung für die Jahre ab 2004 ergibt sich aus der Division des Restwerts :z;u 

AK I HK zum 31.12.2003 und der Restnutzungsdauer zum 31.12.2003: 

RWAKIHK 
RWAKIHK =RWAKIHK -( 31.12.2003 ·7)

31.12.2olo. 3u2.2oo3 RND 
31.12.2003 
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Anlage II 
VNB 

1.2. Ermittlung der Abschreibungen 2010 auf AKIHK~Basis 


Die Jahresabschreibung auf Basis AK I HK 2010 ermittelt sich aus der ,Division des Re$twer- · 


tes zu AK I HK zum 31.12.2003 und der Restnutzungsdauer zum 31.12.2003. 


RWAKIHK 
Abschreibung1o~6HK = 31.12.2003 

RND3 I. 12.2003 

1.3. Ermittlung des Restwertes zum 31.12.2010 aufTNW-Basis 


Der Restwert zum 31.12.2010 auf TNW-Basis ermittelt sich· durch Multiplikation des zuvor 


ermittelten Restwerts zum 31.12.2010 auf AK-1 HK-Basis mit dem aus dem Preisindex her­


geleiteten Faktor, der die Preisän9erung vom Anschaffungsjahr bis zum Jahr 2010 wieder­


gibt. 


Per Faktor des Anschaffungsjahrs beträgt: Faktor2000 2010 '= 1,15490 

TNIV RWAKIHK 17 1RW31.12.20io = 31.12.20Jo 'l,atäorAJ,201o 

1.4. Ermittlung der Abschreibungen 2010 auf TNW-Basis 

Die Jahresabschreibung 2010 auf Basis de·r TNW ermittelt sich aus der Multiplikation der 

zuvor ermittelten Jahresabschreibungen 2010 auf AK- I HK-Basis und dem Faktor, der die 
f 

Preisänderung vom Anschaffungsjahr bis zum Jahr 2010 wiedergibt. 

'b TNW Ab h 'b AKIHK 17 'Abschrez ung2010 = sc rez ung2010 • ratctor2000 ,2010 
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Anlage II 
VNB 

2. Altan lagen, die im Jahr 2005, aktiviert wurden 

Bei Anlagenzugängen im Jahre 2005 handelt es sich um Anlagen, für die kein Wechsel der 

Nutzungsdauer gemäß § 32 Abs. 3 S. 3 GasNEV in Frage kommt. Der . Restwert zum 

31.12.2010 und die Abschreibungen 2010 können demnach auf direktem Weg ermittelt wer­
. . 

den. Da es sich um eine Altanlage im Sinne von § 6 Abs. 1 S. 3 GasNEV handelt, etfolgt · 

auch die Ermittlung des Restwerts zum 31.12.2010 und der Abschreibungen 2010 auf Basis 

der Tagesneuwerte. 

2.1. Ermittlung des Restwertes zum 31.12.2010 auf AK-/ HK-Basis 


Grundlage für die Ermittlung der Restwerte zum 31.12.2010 auf AKIHK-Basis bilden die his­


torischen Anschaffungs- und Herstellungskosten sowie die vom Netzbetreiber gewählte Nut­


zungsdauer, sofern diese sich innerhalb der durch die Anlage 1 zur GasNEV vorgegebent?n 


Nutzungsdauerspanne befindet. Der Restwert auf Basis der AKIHK zum 31.12.201 0 ermittelt 


sich unter Abzug des vom Anschaffungsjahr bis zum 31.12.2010 stattgefundenen Wertever­


zehrs von den historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten. 


AK I HK I AK IHK .
RW:ll .t2.2010 = AK HK - .NDgewählt • (2010 +1- Anschaffungs;ahr) 
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Anlage II 
VNB 

2.2. Ermittlung der Abschreibungen 2010 auf AKIH~{~Basis 


Die Ermittlung der Jahresabschreibungen 2010 auf AK~ I HK-Basis, welche den vom An­


schaffungsjahr bis zum 31.12.2010 stattgefundenen Werteverzehr darstellt, erfolgt durch 


Division der Anschaffungs- I Herstellungskosten durch die vom Netzbetreiber gewählte Nut­


zungsdauer... 


'b' . AKIHK AK! HK
Abschrez ung20Jo =NDgewohlt 

2.3. . Ermittlung der ~estwerte zum 31.12.201 Oauf TNW-Basis · 
. . 

Der Restwert Z\-fm 31.12.2010 auf TNW-Basis ermittelt.sich durch Multiplikation des zuvor. 

ermittelten Restwerts zum 31.12.2010 auf AK- I HK-Basis mit dem -aus dem Preisindex her­

geleiteten Fal<tor, der die Preisänderung vom Anschaffungsjahr bis zum Jahr 2010 wieder­

gibt. 

Der Faktor des Anschaffungsjahrs beträgt: Faktor2005 ,2010 .=1,1020 

TNW RWAK/HK r, ' 7
RW31.12.2010 = 31.12.2o1o • .r atcfo1AI,2oto 

2.4. Ermittlung der Abschreibungen 2010 auf TNW-Basis 

Die Jahresabschreibung 2010 ·auf Basis der TNW ermittelt sich aus der Multiplikation der 

zuvor ermittelten Jahresabschreibungen 2010 auf AK- I HK-Basis und dem Faktor, der die 

Preisänderung vom Anschaffungsjahr bis zum Jahr 2010 wiedergibt. 

h . 'b TNW . Ab .h 'b .AK/HK r, 1,+· Absc 1 ez ung2010 = sc rez ung2010 • .r at~torAJ 2010 
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Anlage II 
VNB 

3; Neuanlagen, die im Jahr 2007 aktiviert wurden 

Bei Anlagenzugängen ·im Jahre .2007 handelt es sich um Neuanlagen für die kein Wechsel 

der Nutzungsdauer gemäß § 32 Abs. 3 S. 3 GasNEV in Frage kommt. Der Restwert zum 

31.12.2010 und die Abschreibungen 2010 können demnach -analog zu Beispiel 2- auf direk­

tem Weg ermittelt werden. Eine Bewertung auf Tagesneuwertbasis entfällt hier aufgrund des 

Vorliegans einer Neuanlage im Sinne von § 6 Abs. 1 S. 3 GasNEV. 

3.1. Ermittlung des Restwertes zum 31.12.2010 auf AKA I HK-Basis . . 
Grundlage für die Ermittlung der Restwerte zum 31.12.2010 auf AKIHK-Basis bilden die his­

torischen Anschaffungs- und Herstellungskosten sowie die vom Netzbetreiber gewählte Nut­

zungsdauer, sofern diese ·sich innerhalb der durch die Anlage 1 zur GasNEV vorgegebenen 
' . 

Nutzungsdauerspanne befindet. Der Restwert auf Basis der AK I HK zum 31.12.2010 ermit­

telt sich unter Abzug des vom Anschaffungsjahr bis zum.31.12.2010 stattgefundenen Werte­

verzehrs von den historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten. 

AK IHK I AKI HK .
Rw;1.12.2010 =AK HK- ND gewtJhlt • (2010 +1- Anschaffungsjahr) 
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Anlage II 
VNB 

3.2. Ermittlung der Abschreibungen 2010 auf AK~ I HK~Basis 

Die Ermittlung der Jahresabschreibungen 2010 auf AK- I HK-Basis, welche den vom An­

schaffungsjahr bis zum 31.12.2010 stattgefund~nen Werteverzehr darstellt, erfolgt durch 

Division der Anschaffungs:. I Herstellungsl<esten durch die von der Netzbetreiber gewählte 

Nutzungsdauer. 

• AK/HK AKI HK
Abschre1bung2010 = •dl 11. . . NDgeu 1 
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Anlage EK~Zins § 7 Absatz 7 Gas:NEV
Zinssatz für das die Eigenkapitalquote von 40 % übersteigende Eigenkapital (§ 7 Abs. 7 GasNEV) 

II. Festverzinsliche Wertpapiere inländischer Emittenten I Kapitalmarktstatistik der Deutschen Bundesbank 
7b) Umlaufsrenditen nach Wertpapierarten · 

%,., ..... 

Bankschuldverschreibungen I Anleihen der öffentlichen Hand 
darunter börsennotierte 

Mittelwert·'.Bundeswertpapiere Ivon 
I 

Nachrichtl.: 1O'.lahres-Durchschnitt 

Unter Hypothekenpfandbriefe; 

inläncfJScher 
tci~Jah~ · 10'-lahres·Dilrctisc!inittdarunter mit Konsortial-

Schuldver­ einer führung Durchschnitt · ·' Anleihen NichH11iFis, · 
Schreibungen Restlaufzeit begebene.DM­ -10-Jahres.· Anleihen der . ;-; ·· .. .. ,':· 

von Sonstige Anleihen von von 9bis . !Euro-Anleihen Durchschnitt .10-Jahres.:­ :a~~!:,~en . .-1 O'.lahres-D.urchschnitt 
Hypotheken Offl;onUiche Spezialkredit- Bankschuld- Unternehmen einschl.10 ausländischer Hypo!hekeO.: Durchschnitt .Anleihen der öffentlichen 

Jahr lns!'lesamt zusammen I pfandbriete Pfandbriefe instiMen Verschreibungen (Nicht-MFJs) jnsgesamt zusammen . Jahren 'l Emittenten pfandbriefe· ·-Nicht-MFis '­ --ins<ie5airit . • Hand ·insqesamt 

2001 4.8 4,9 4,9 4,8 4,9 5,0 5,9 4,7 4,7 4.8 6,2 
2002 4,7 4,7 4,7 4,7 4,6 5,0 6,0 4,6 4,6 4,8 5,6 . 
2003 3,7 3,7 3,7 . 3,6 3,7 4,1 5,0 3,8 3,8 4,1 4,5 
2004 3,7 3,6 3,6 3,5 3,6 3,8 4,0 3,7 3,7 4,0 4,0 
2005 3.1 3,1 3,1 3,0 3,1 3,3 3,7 3,2 3.2 3,4 3,2 
2006 3,8 3,8 3,8 3,8 3,8 3,9 4,2 3,7 3,7 3,8 4,0 
2007 4.3 4.4 4,4 4,4 4.4 4,6 5,0 4,3 4.2 4,2 4,6 
2008 4,2 4,5 4,5 4,5 4,3 5,0. 6,3 4,0. 4,0 4,0 4,9 
2009 3.2 3,5 3,3 3.4 3,3 4,2 5,5 3,1 3,0 3,2 4,0 
.. .. .·_ ·­ ::' ··· .. ... ,.... ·.· .. 

2010 . 2.5 2,7 2,5 2,6 2,6 3,1 4,0 2,4 2,4 2,7 3,7 3,85 4;96- -­ .... --.·:?;,75 4,19- -:-­ _,.,_ ­... 

1 Nur futurefähige Anleihen; als ungewogener Durchschnitt errnittell 

Zin~atz~~mäß§ _TÄJ;_s.:_7cG!is~EV;=(3;85%7~4:9s% t':i;75~)!3=4;'19 ,% . 
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Preisindizes zur Ermitt!lJ!1g der Tagesneuwerte gemäß § Sa GasNEV 

Anlagengruppe der GrundstOcksanlagen und Gebäude (1.2, 1.3, 1.4, ·lli.B, V.9) Anlagengruppe der Rohrleitungen {IV.1.1,1V.1.2,1V.1.3,1V.Z. tv.3, IV.4, JV.S) 
Anlagengruppe der Rohrleitungen aus Stahl {JV.1.1, JV.1.2, rv.1.3 

sofern Auslegungsdruck> 16 bar) 

Qbrige Anlagengruppen mit Ausnahme der Grundstocke 
(1.5, 1.5,1.7,1.8,1.9.1,1.9.2., 1.10.1, 1.10.2,1I.,IIL1, 111.2,111.3, 
111.4,11L5,1U.6,111.7, IV.G, fl/.7, IV.8, V.1, V.2.. V.3, VA, V.S, 

' 

Gewerbliche !GewerbliChe 
Setriebsgebau Betrtebsgeb 
de (ohne USt) aude {mit 

- USt) 

ungswene Tur IGewerbliche 
1913/1914 Betriebsgebä_ 

I 
erstellte de (verkettete 
Wohngebaude Reihe) 
(Basis 1913) 

.................... 
Ortsk:an.aJe, lungswerte 

Ortskanale, Bauleistunge fOr 19131191qi\Jrtsl<3n~~
Bauleistungen n am erstellte (verkettete 
am Bauwerk, Bauwerk, Wohngebaud Reihe) 
liefbau (ohne Tiefbau (mit e (Basis 
USl) USt) 19131 

"Stahlrohre" 
(verkettete 

I"Ortskanäle" Reihe); vgl 
{verkettete Tabellenblatt § ­
Reihe) sa Abs. 1,2 Nr. 

3 (Detail) 

Indexreihe Indexreihe , . I d .h ~~;~'?i ~ :-:?/-~~ ..~;~~' Indexreihe 

l 
l~dexreihe emaß §6a Indexreihe gem~ § ~:1 . Indexreihe "e=:J :a Indexreihe g~~ft§:. !!~?. :;i ·i;!::::_::·:;:;;~ gernaß § Ga Indexreihe 
gernaß §Ga ~- 2 Nr.1 V:erkettung gernaß §sa· Abs--1 un_d 2 Faktorwerte gem~ß §Ga ~- 2 !.2 Verkettung bis gem::lß §Ga ~~~.::1. :...'. ~~~:- _"f:~-~.-----~.. :·: Abs. 1 und 2 gcmtlß § sa 
Abs.1Nr.1 a) 1958 _ bis1958 Abs. 2Nr.1b) Nr.1 Abs.1Nr2 a 1958 _ 1958 Abs.2Nr2b)~~\~~-e:.~;::;·:·_.J;: ;:;:-::Y>;:-~ Nr.2 . Abs.1und2 
(1968- 2010) 1968 1944 -1958 (Verkettung: . (1968- 2010) 1 ~68 1949 -1958 {~erk~, ·-~ _;:::·::;-t :_: :~·:·::,- (Verkettung biS_ Nr.3 

~ 
1120( 
110 8( 

106 SC 
102 3( 
100 0( 

~ 
~ 

96.3C 

~ 
957( 

95,00 
95.60 
9610 
9650 
9630 
94l0 

~ 
~ 

B4.0C 

bis 1_944} _. l?lsj~~)_.-~-- ·::. -<::~1:·: · :=~.:... -_:. 1~9) 

11300 10000 11130 11130 ::~_.:,::~;..111~ 30 ~ -··'·0•:1·0000 11130 10750 
11200· 1 0089" 110 70 110 70 .;. :·.~· 110:70 :.:,;_ ::~.;:i'-'f· 0054 110 70 110 SC 

l-­ 110 8o 1 o199 1o8 so 1oe so '-~>··:'~.: 1oe ao .­ · ~- ~\':t:0230 10s so 121.1c 
·1os 80 1 D5St 105 60 105.60 ::.:: -;~~,,·~~:105 60 ··.::~"'-'1.0540 105 60 1'12 7C 
10 30 11046 10250 10250 . ~.:;..:;:-' 102 " 50 -~.;;. ;'<--10859 10250 10?2( 

· 100 oo 11-3oo 100 oo 100 oo ;:: ~;··~: 1oo · oo ,:-. ~~-:.~:-1-1130 100 oo 1oo oo 
96 00 . , 1531 99 90 519 90 .·_:·/:•--~99 90 ·~:- . "'1:1'141 99 90 89 00 

· ·96 so 1 1110 99 9o 99 so -~-:-__-:=:~•...:gg·so· .:: _-.:;: . ;,:.~-.f1141 . 99 90 78 10 

96 30 1 1734 100 30 100 30 '::;.~~o--:.;1·00 ·30 .~::. -::_ ~:'f1097. 100 30 75 90 
9610 1"1.759" 100.60 100 60 ".2--';:'Y.!10Q"ß0 ~.~ ~-:.:~1 --1054 100 60 7610 
9570 1180a 10080 10080 ~"-"'o100'SO ic:·-o·:~ 1042 10080 7290 
-95 CO 1 1895 100 50 100 50 :~-.--~---"':·!100"50 ··::'- ::-: z-1-·107.5 100 50 67 94 

ssso 11820 10110 10110 -~·;:;;·~::..1o1 ·. ,o ~.ö,··.' .-:s~:1· ·,oos 10110 1o2a 
9610 -1-1759 10280 102 so '~< -.:::: .·:10~80 :-:.::,., ; -.<,j 0827 "1il?80 68 8~ 
96 50 11710 104 70 104 70 ~~~-::.~· :~" 104:70 -.. •.· ~~1"-0630 104 70 69 1E 
9630 11734 106 50 106 50 -<::-:-';!.-:::::10S:50 :~·~·c .;.·.=(1.0451 106 50 71 3C 
9410 1 2009 105 50 105 50 ~~~--.:.;.:'IOS:SO ~>!.•.. ·=··~-:-1.0550 105 50 54 GE 
92.30 .. 1 2243. 104 30 104.30 -;. :•=~.104 "30 ·~-· .'.~~:·:'-j. 0671 104 30 53 9~ 
89.20 1 2SS8 101 40 101 40 ··r,-;:~10:1 40 _;~'" < ..:-:fosn; 101 40 70 Bf 
'8400 1.3452 "9530 9530 :.:i-...~:;.:---:-:·9530 · -~;--:.-:::;1 = 16nl 9530 71 OE 

·. 79 10 1 4286 e8 10 es 10 ·. · :::.';"'~aa 70 ·:.~ · :JFct25.m 88 7o 71 5~ 
.74.50 1 5168 8310 83 10 : · :<,:..:~~?83:10 - ~- :~;-::1:-3394 133 10 70 79 

V.6, V.7, V.8, VI.} 

l gewe~icl,e loLt:u!:l , 
Produkte (ohne e geWerbllch~ 

inera!ö!erzeu Produkte 
(insgesamt)

fgnisse) 

IIndexreihe 

. 

1,-;dcxrolhegomöß I llndexreihe llndexreihe ~=~ä1~~ 6 ~-

l 
§ 6:1 Abs. 1 und 2 Faktorwerte gemäß §Sa gemäß §6a Nr. 4 
~~~~:;kcttung ~~-~~O) ~;~r9is) (Vcr~tb 

Fak'iorwcrtc 

OoOO 10920 
11062 0992 108.30 

1396 0.9S33 112.00 
18 44 1.0124 106.60 

1~38 . , 0722 105.30 
0 00 1.0978 100.00 
554 1" 149 96.30 
118 1.204 95.00 
054 "1.212 93.50 
080 1'.2090 9410 
96<t -1'.224 91,20 
748 "1".2550 89.50 

877 1.2367 90,80 
924 1,230 90,90 
049 12131 89,90 

_92,:42 -. 1187 91.30 
916 :1231 8980 
:815 '12453 89.50 

"18 - 1.2309 8940 
661" 12B:i 8810 
186 1".341 86,30 
817 ..1•4043 8500 

-- ­

von1~ 

2010\ 

109.20 
108.30 
112.00 
10660 
105.30 
100.00" 
9630 
95.00 -
93 50 

94 10 
9120 
89.50 
90 80 
9090 
89.90 
91.30 
89.80 
89.50 . 

89.40 
88.10 
86,30 
85.00 

1 000( 
·1· DOS: 

09751 
1 02.. 
:1-0371 

1,0921 
1134{ 
.1,14~ 

1167f 
11tw. 
1 191 
122C 
12021 
1.201: 
1214" 
"1196 

1211> 
1.2:20 
1221 
1 239~ 
1265< 
1284"74 50 

72 00 
70.40 
68 90 
67 50 
67.10 

1200 · 1 5694 80 80 80 8o :.:.;:~ ·:"-~·.ao':ao ~-. !':·~:: ·;::-:-1~3775 eo eo 67 s8 •. 7551­ -1,4531l 8280 82.80 131& 

~ 
~ 
~ 
21&f 
~ 

22 

~ 

70 40 : 1 6051 79 50 79 60 i =}:~'.,"::-',~;:79 "60 "": ·. ~~c: -:';1J3982 79 60 56 46 
68 90 -. "1 640:1 78.20 76 20 ~.,c:,;_-::.~ ·~~"78 20: ~--:.-·. : -,:..,~1-:4233 78.20 69 91 

67:50 1 6741· 76 50 76 50 ~:~::,-··:~76 "50 "::;. :~ -~~:1~4549 76 50 68 60 
"67:10 1 6841 76 20 76 20 .._:;:..;,.~._:.:::.76.; 0 -;;.­ :::.-'=:'f4606 76 20 64 15 
65,70 l-7199­ 75-40 7540 ·..::-t- .••..75:40 ~-=~--:~:;:;_1-4761 7540 - 6291 

1-':::· 

4835 
5799 
6464 

2.8109 

5.70 75.7LJ ';:'_~;;~~7570 - ::.~ --~1 -=-47(13 75.70 65.58 

24 

~.:.·--:ni.'~:-n:1o :--:~:·_:::·,.._1.1 : 4435 

;··~~Jkl'3-:]5"10 ~-- 2-'-''1"4820 
•""-·:0"57.90 '·"­ - -.'1-6392 

·;.;o~ ·- c:::~s1(60 :~_- ·: -:'"' .,,....,,., 

-·:·':"··<::sa 40 :::.. 
: c'.-:-~~-,..;;;.ss-:40 

-.,;::!:o',;::'55·30 );­ ·· 
:-~ · --~.:::'d:-54"30 "o;"' 

-"c---e:'so;so '',-­ ----~· --··· 

•.. 'f~ -; 

i""'"'" 

;,;61"'''"''' 

• -
. 

~ 
~ 

1-:i·.'}?i:~;- , ;:~ ·~~~;·_f 

7.1C 

5,55 

4.35 1476 
488 146SC 
334 1 496 

7138 ··1.537 
:041 :-1.559 

.lJ"" .1.531 

"·5461 
- 54 80 

50.08 

-

-­

31"~ 

-~ 

r 

81.60 
83.50 
8410 
82.30 
8010 
78.70 
7400 
6930 
6510 
62.80 
6200 

6c 

~ 
r.so 
7.4C 

·-81.60 
83.50 
84.10 

82.30 
60.10 
78 70 
74.01 
69.31 
6511 
62.81 
62.01 

40. 
39.: 
35 

., 33~ 
1.307( 
1,298~ 

132&. 
1 36: 
1;38" 

~ ~ 
~ 19,2S 

17.1( 

-

~ 
:::1] 

946 

945 

944 






Anlage R 

Berechnung der Zu~ und Abschläge auf die Erlösobergrenzen der zweiten Regulie~ 

rungsperiode zum Ausgleich des Regulierungskontosaldos 

1. Vorbemerkungen ............. ... ................. .... .................. .. ....... .................................. .... .1 
2. Positionen im Regulierungskonto ............................................................................. 2 

2.1. Differenz zwischen zulässigen Erlösen und erzielbaren Erlösen ............................. 2 
2.1.1. Zulässige Erlöse ..................................... : ............... : ......................................... 2 


2.1.1.1. Zulässige Erlöse 2009 .................................................................................... 3 

2.1.1.2. Zulässige Erlöse 2010 ....... ; .......................................... ~ ........................ : ...... 4 

2.1.1.3. Zulässige Erlöse 2011 ... : .............................................................................. 6 


2.1.2. Erzielbare Erlöse ............................................................................. : ................ 8 

2.2. 	 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten ....................... :.~ ........................................ 9 

2.3. 	 Differenz aus volatilen Kostenanteilen ................................................................... 10 

2.4. 	 Differenz zwischen den für das Kalenderjahr entstehenden Kosten des 

Messstellenbetriebs oder der Messung und den in der Erlösobergrenze 
diesbezüglich enthaltenen Ansätzen ...................................................................... 1 0 

3. Ausgleich des Regulierungskontosaldos der ersten Regulierungsperiode ............ 11 

3.1. 	 Bestimmung des Regulierungskontosaldos zum 31.12.2011 ................................. 11 

3.2. 	 Bestimmung der Bemessungsgrundlage für die Berechnung der Zu- und 

Abschläge .............................................................................................................. 12 
3.3. 	 Berechnung der Zu- und Abschläge ....................................................................... 13 


1; Vorbemerkungen 

Zur Ermittlung der Erlösobergrenzen für die zweite Regulierungsperiode sind gemäß §§ 5 

Abs. 4, 34 Abs. 2 RegV Zu- bzw. Abschläge zu ermitteln, die sich aus dem Saldo des Regu­

lierungskontos zum 31.12.201 ·J ergeben und diesen ausgleichen. Die Zu- und Abschläge 

sind gemäß§ 5 Abs .. 2 S. 3 ARegV zu verzinsen. 

Für die Berechnung der Zu- und Abschläge auf die Erlösobergrenzen der zweiten Regulie­

rungsperiode wird zunächst der Saldo zum 31.12.2011 ermittelt. Dieser wird sodann um ein 

Jahr aufgezinst, um zu berücksichtigen, dass die .Auflösung des Regulierungskontosaldm? 

erst im Jahre 2013 beginnt. 

Der Ausgleich des aufgezinsten Saldos zum 31.12.2011 erfolgt in 5 gleichmäßigen Raten ab 

dem Jahr 2013. Zusätzlich erfolgt eine Verzinsung des im jeweiligen Kalenderjahr durch­

schnittlich gebundenen Saldos nach § 5 Abs. 4 S. 3 ARegV. Der Zinssatz für die Aufzinsung 

im Jahr 2012 und den gesamten Auflösungszeitraum entspricht dem 1 0-jährigen Durch- · 

schnitt der von der Bundesbank veröffentlichten Umlaufsrenditen "festverzinslicher Wertpa­

piere inländischer Emittenten" der Kalenderjahre 2002 bis 2011 in Höhe von 3,58 %. 
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2. Posit ionen im Regulierungslw nto 

Die einzelnen Positionen im Regulierungskonto ergeben sich aus § 5 Abs. 1 ARegV. Für den 

Gasbereich sind dies im Einzelnen: 

1. 	 die Differenz zwischen den nach § 4 RegV zulässigen Erlösen und den vom Net~­

betreiber unter Berücksichtigung der tatsächlichen Mengenentwicklungen erzielbaren 

Erlösen (§ 5 Abs. 1 S. 1 ARegV), 

2. 	 die Differenz aus den tatsächlichen und den in der Erlösobergrenze enthaltenen Kos­

ten aus der erforderlichen Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen (§ 5 Abs. 1 

Satz 2 ARegV i. m. V.§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 ARegV), 

3. 	 die Differenz aus den im jeweiligen Kalenderjahr entstandenen Kosten nach § 11 . 

Abs. 5 ARegV (volatile Kosten) .und den in der Erlösobergrenze diesbezüglich enthal­

tenen Ansätzen(§ 5 Abs. 1 S. 2 ARegV i. V. m. § 11 Abs. 5 ARegV) sowie 

4 . 	 die Differenz zwischen den für das Kalenderjahr bei effizienter Leistungserbringung 

entstehenden Kosten des Messstellenbetriebs oder der Messung und den in der Er­

lösobergrenze diesbezüglich enthaltenen Ansätzen, soweit diese Differenz durch Än­

derungen der Zah l der Anschlussnutz:er, bei denen Messstellenbetrieb oder Messung 

durch den Netzbatreiber durchgeführt wird, ode( durch Maßnahmen nach § 21 b 

Abs . 3a und 3b EnWG sowie § 44 GasNZV verursacht wird (§ 5 Abs. 1 S. 3 ARegV). 

Gemäß § 34 Abs. 2 ARegV wird der Regulierungskontosaldo abweichend von § 5 Abs. 4 

ARegV fÜr die ersten drei Jahre der ersten Regulierungsperiode ermittelt. Die jeweils in den 

Jahren 2009, 2010 und 2011 entstandenen Differenzen sind der Anlage R1.2 zu entnehmen . 

2.1. Differenz zwischen zulässigen Erlösen und erzielbaren Erlösen 

Gemäß § 5 Abs . 1 S. 1 ARegV ist die Differenz der zulässigen· Erlöse und der vom Netz­

betreiberunter Berücksichtigung der tatsächlichen Menge,nentwicklung erzielbaren Erlöse im 

Regulierungskonto zu erfassen. 

2.1 .1. Zulässige Erlöse 

Die zulässigen Erlöse bestimmen sich gemäß § 4 ARegV. Dabei ist die gemäß § 4 Abs. 1, 2 

ARegV bestimmte Erlösobergrenze nach Maßgabe von § 4 Abs. 3 bis 5 ARegV kalender­

jährlich vom Netzbatreiber anzupassen. Gemäß § 24 Abs. 3 ARegV finden im vereinfachten 

Verfahren § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV mit AusnCJhme von § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV in 

Verbindung mit § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 und 8 ARegV keine Anwendung. 
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Anpassungen der jeweiligen kalenderjährlichen Erlösobergrenze aufgrund von dauerhaft 

nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 bis 3, 6, 7 und 9 bis 11, 13 

und 14 ARegV sowie§ 11 Abs. 2 S. 2.und 3 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV) sind somit 

im vereinfachten Verfahren nicht zulässig. § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 8 ARegV findet im Gasbe~ 

reich keine Anwendung; Anpassungen der Kosten für die erforderliche Inanspruchnahme 

vorgelagerter Netzebenen (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 ARegV) fließen im Rahmen eines Plan~lst~ 

Abgleichs in das Regulierungskonto ein (s. Abschnitt 2.2). 

Anpassungen können . sich im vereinfachten Verfahren aufgrund von Änderungen des 

Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 ARegV) ergeben. 

Weiterhin können Anpassungen aufgrund von Mehr~. und Mindererlösen nach § 34 Abs. 1 

ARegV i. V. m. § 10 GasNEV (Periodenübergreifende Saldierung) sowie einer Mehrerlösab~ 

schöpfung nach § 34 Abs. 1 ARegV i. V. m. § 1 0 GasNEV (analog) erfolgen. 

Zudem können jeweils auf Antrag des Netzbetreibers gemäß § 4 Abs. 4 ARegV Anpassun~ 

gen der Erlösobergrenze in Folge von beschiedenen Anträgen 

a 	 nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 

ARegV) und 

" 	 einer nicht zurnutbaren Härte gemäß § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV 

gewährt werden. 

Eine Anpassung der kalenderjährlichen Erlösobergrenze nach § 4 Abs. 5 ARegV (Qualitäts~ 

element) war für den Zeitraum 2009 bis 2011 nicht relevant. 

2.1.1.1. Zulässige Erlöse 2009 

Das Ministerium für Wirtschaft des Landes Brandenburg hat mit Festlegurw. nach § 32 Abs. 1 

Nr. 1 ARegV i. V. m. § 29 Abs. 1 EnWG vom 12.12.2008 (Gesch.Z.: 34 SWN ~ 2/2008 AG) 

eine kalenderjährliche Erlösobergrenze für das Jahr 2009 festge.legt. Eine d~taillierte Auf~ 

gliederung der Erlösobergrenze findet sich in Anlage R2. ln der Anlage R1.2, wird die festge~ 

legte Erlösobergrenze des Jahres 2009 den diesbezüglichen Angaben des Netzbatreibers 

gegenübergestellt. 

Mehr~ und Mindererlöse nach § 34 Abs. 1 i. V. m. § 10 GasNEV der Jahre 2006 und 2007 

wurden bereits bei der Festlegung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen der ersten Regu~ 

lierungsperiode berücksichtigt und sind damit in den ausgewiesenen festgelegten Erlösober~ 

grenzen enthalten .. 
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Sofern Anpassungen aufgrund einer Mehrerlösabschöpfung nach § 34 Abs. 1 ARegV i. V. m. 

·· § 10 GasNEV stattgefunden haben, sind diese erst ab dem Jahr 2010 relevant. 

Eine Anpassung der festgelegten kalenderjährlichen Erlösobergrenzen aufgrund von § 4 

Abs. 4 Nr. 2 ARegV (Härtefall) erfolgte nicht. 

2.1.1.2. Zulässige Erlöse 2010 

Die gemäß§ 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV i. V. m. § 29 Abs. 1 EnWG festgelegte Erlösobergrenze· 

für das Jahr 2010 findet sich in Anlage R2.1 in Zelle D15 und wird dem entsprechenden Wert 

des Netzbetreibars gegenübergestellt (Zelle C15). 

Das Ministerium für Wirtschaft des Landes Brandenburg hat die vom Netzbatreiber gemäß 

§ 28 Nr. 1 ARegV mitgeteilten zulässigen Erlöse des Jahres 2010 geprüft und dem Netz­

betreibermit Schreiben vom 09.03.2010 (Gesch.Z.: 25 SWN - 2/2010 AG) die aus ihrer Sic~t 

zulässigen Erlöse mitgeteilt. 

Die dem Netzbatreiber mitgeteilte korrekt angepasste Erlösobergrenze wird in der Anlage 

R2.1 Zelle G 15 und H15 der vom Netzbatreiber angepassten Erlösobergrenze (Zelle F15) 

gegenübergestellt. Eine detaillierte Aufgliederung der Erlösobergrenze 2010, in die einzelnen 

Bestandteile der Erlösobergrenzenformel gemäß Anlage 1 ARegV, findet sich in Anlage R2 

in der Spalte F. 

2: 1:1.2.1. Änderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes nac.h § 8 ARegV (§ 4 

Abs. 3 S. 1 Nr. 1 ARegV) 

Hinsichtlich der Anpassung der Erlösobergrenze für das Kalenderjahr 2010 ist die Änderung 

des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu berücksichtigen. Hierfür ist der 

Verbrauchergesamtpreisindex in Höhe von 106,60 zu verwenden. 

Abweichungen im Vergleich zu den Angaben des Netzbatreibers werden in Anlage R.2.1 

Zelle E23 dargestellt. 

2.1.1.2.2. 	 Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 

Abs. 2 S. 1 Nr. 1 bis 3, ·6 bis 11, 13 und 14 ARegV sowie§ 11 Abs. 2 S. 2 und 

3 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV) 

Im vereinfachten Verfahren gelten gemäß §0 24 Abs. 2 S. 3 ARegV 45 Prozent der nach 

§ 14 Abs. 1 Nr. 1 ARegV ermittelten Gesamtkosten als dauerhaft nicht beeinflussbare Kos­

tenanteile nach § 11 Abs. 2 ARegV. Bei der Ermittlung der Gesamtkosten bleiben gemäß § 
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24 Abs. 2 S. 4 ARegV die Konzessionsabgaben unberücksichtigt. Eine Anpassung der Er- · 

lösobergrenze aufgrund einer Änderung von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kosten istdem­

nach im vereinfachten Verfahren nicht vorgesehen. 

ln Anlage R2.1 Tabelle B2.2 ist dargestellt, in welcher Höhe in der Erlösobergrenze gemäß 

Festlegung des Ministeriums für Wirtschaft des Landes Brandenburg nach § 32 Abs. 1 Nr. 1 

ARegV i. V. m. § 29 Abs. 1 EnWG dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile enthalten 

sind. Im vereinfachten Verfahren ist in den jeweiligen Zellen (bis auf die Zellen C33 und 033 

"Erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen"; vgl. Abschnitt 2.2) eine 0 einge­

tragen. ln der zweiten Tabelle (ab Zeile 47) findet sich eine Gegenüberstellung der vom 

Netzbetreiber vorgenommenen Anpassungen und der aus Sicht des Ministeriums für Wirt­

schaft des Landes Brandenburg nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 ARegV anerkennungsfähigen Anpas­

sungen. Auch hier sind im vereinfachten Verfahren außer in den Zellen C52 und 052 "erfor­

derliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen" (vgl. Abschnitt 2.2) keine Eintragun­

gen möglich. 

2.1.1.2.3. 	 Anpassung aufgrund von Mehr- und Mindererlösen nach § 34 Abs. 1 i. V. m. 


§ 10 GasNEV (Perioden übergreifende Saldierung) 


Eine Anpassung aufgrund von Mehr- und Mindererlösen nach § 34 Abs. 1 i. V. m. § 10 Gas­

NEV (Periodenübergreifende Saldierung 2008) ist in der Anlage R2.1 Tabelle B2.3 darge­

stellt. Abweichungen von dem durch das Ministerium für Wirtschaft des Landes Brandenburg 

ermittelten Wertes zu den Angaben des Netzbetreibers finden sich in der Zelle E72. 

2.1.1.2.4. 	 Anpassung aufgrund einer Mehrerlösabschöpfung nach § 34 Abs. 1 ARegV 

i. V. m. § 10 GasNEV (analog) 

Sofern eine Anpassung aufgrund einer Mehrerlösabschöpfung nach § 34 Abs. 1 i. V. m. § 10 · 

GasNEV (analog) stattgefun'den hat, ist dies in der Anlage R2. 1 Tabelle B 2.4 dargestellt. 

Abweichungen des vom Ministerium für Wirtschaft des Landes Brandenburg ermittelten Wer­

tes zu den Angaben des Netzbatreibers finden sich in der Zelle E 79. 

2.1.1.2.5. 	 Anpassung nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 

S. 1 Nr. 1 ARegV) 

Sofern die Erlösobergrenze nach Maßgabe <;!es § 10 ARegV (Erweiterungsfal<tor) (§ 4 Äbs. 4 

S. 1 Nr. 1 ARegV) angepasst wurde, ist dies in der Anlage R2.1 Tabelle· B2.5 dargestellt. Ab­

weichungen des vom Ministerium für Wirtschaft des Landes Brandenburg ermittelten Wertes 

zu den Angaben des Netzbetreibers finden sich in der Zelle E 86. 
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Bei der Bestimmung des Anpassungsbetrages aufgrund eines Erweiterungsfaktorantrags für 

das Jahr 2010 hat das Ministerium für Wirtschaft des Landes Brandenburg den aktuell gülti ­

gen Verbraucherpreisgesamtindex zu Grunde gelegt. Sofern der Beschluss wegen Anpas­

sung ,der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen auf Grund eines Erweiterungsfaktorantrags 

mithilfe eines abweichenden Verbraucherpreisindexes ermittelt wurde, können sich hieraus 

Differenzen ergeben. 

2.1.1.2.6. 	 Anpassung aufgrund einer nicht zurnutbaren Härte gemäß § 4 Abs. 4 S. 1 


Nr. 2 ARegV 


Eine Anpassung der festgelegten kalenderjährlichen Erlösobergrenzen aufgrund von § 4 

Abs. 4 Nr. 2 ARegV erfolgte nicht. 

2.1.1.2.7. 	 Weitere Bestandteile der Erlösobergrenze 

Weitere Bestandteile der Erlösobergrenze, die bereits Bestandteile der Festlegung nach . 

§ 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV waren bzw. deren Anpassungen, sind in Tabelle C1 abgebildet. 

2.1.1.3. Zulässige Erlöse 2011 

Die gemäß § 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV i. V. m. § 29 Abs. 1 EnWG festgelegte Erlösobergrenze 

für das Jahr 201 'I findet sich in Anlage R2.2 in Zelle 015 und wird dem entsprechenden Wert 
\ 

des Netzbetreibers gegenübergestellt (Zelle C15) . 

. Das Ministerium für Wirtschaft des Landes Brandenburg hat die vom Netzbatreiber gemäß 

§ 28 Nr. 1 ARegV mitgeteilten zulässigen Erlöse des Jahres 2011 geprüft und dem Netz­

betreibermit Schreiben vom 14.01.2011 (Gesch.Z.: 25 SWN - 1/2011 AG) die aus ihrer Sicht 

zulässigen Erlöse mitgeteilt. 

Die dem Netzbetreiber mitgeteilte korrekt angepasste Erlösobergrenze wird in der Anlage 

R2.2 Zelle G15 und H15 der vom Netzbetreiber angepassten Erlösobergrenze (Zelle F15) 

gegenübergestellt. Eine detaillierte Aufgliederung der Erlösobergrenze 2011, in die einzelnen 

Bestandteile der Erlösobergrenzenformel gemäß Anlage 1 ARegV, findet sich in Anlage R2 

in Spalte G. 
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2.1.1 .3.1. Änderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV (§ 4 

Abs. 3 S. 1 Nr. 1 ARegV) 

Hinsichtlich .der Anpassung der Erlösobergrenze für das Kalenderjahr 2011 ist die Änderung 

des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu berücksichtigen. Hierfür ist der 

Verbrauchergesamtpreisindex in Höhe von 107,00 zu verwenden. 

Abweichungen im Vergleich zu den Angaben des Netzbetreibars werden in An lage R.2.2 

Zelle E23 dargestellt. 

2.1.1.3.2. Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach§ 11 

Abs. 2 S. 1 Nr. 1 bis 3, 6 bis 11, 13 und 14 ARegV sowie§ 11 Abs. 2 S. 2 und 

3 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV) 

§

Im vereinfachten Verfahren gelten gemäß §0 24 Abs. 2 S. 0 3 ARegV 45 Prozent der nach 

§ 14 Abs. 1 Nr. o·1 ARegVermittelten Gesamtkosten als dauerhaft nicht beeinflussbare Kos- . 

tenanteile nach §0 11 Abs. 2 ARegV. Bei der Ermittlung der Gesamtkosten bleiben gemäß 
0 24 Abs. 2 S. o4 ARegV die Konzessionsabgaben unberücksichtigt. Eine Anpassung der 

Erlösobergrenze aufgrund einer Änderung von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kosten ist 

demnach im vereinfachten Verfahren nicht vorgesehen. 

ln Anlage R2.2 Tabelle 82.2 ist dargestellt, in welcher Höhe in der Erlösobergrenze gemäß 

Festlegung des Ministeriums für Wirtschaft des Landes Brandenburg nach § 32 Abs. 1 Nr. 1 

AF<egV i. V. rn . § 29 Abs. ·1 EnWG dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile enthalten 

sind . Im vereinfachten Verfahren ist in den jeweiligen Zellen (bis auf die Zellen C33 und 033 

"Erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen"; vgl. Abschnitt 2.2) eine 0 einge­

tragen. ln der zweiten Tabelle (ab Zeile 47) findet sich eine Gegenüberstellung der vom 

Netzbatreiber vorgenommenen Anpassungen und der aus Sicht des Ministeriums für Wirt­

schaft des Landes Brandenburg nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 ARegV anerkennungsfähigen Anpas­

sungen. Auch hier sind im vereinfachten Verfahren außer in den Zellen C52 und 052 "erfor­

derliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen" (vgl. Abschnitt 2.2) keine Eintragun­

gen möglich. 
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2.1 .1 .3.3. Anpassung aufgrund von Mehr~ und Mindererlösen nach § 34 Abs. 1 i. V. m. 

§ 10 GasNEV (Periodenübergreifende Saldierung) 

Eine Anpassung aufgrund von Mehr- und Mindererlösen nach § 34 Abs. 1 i. V. m. § 10 Gas­

NEV (P~riodenübergreifende Saldierung 2008) ist in der Anlage R2 .2 Tabelle B2.3 . darge­

stellt. Abw~ichungen des vom Ministerium für Wirtschaft des Landes Brandenburg ermittel- . 

ten Wertes zu den Angaben des Netzbetreibers finden sich in der Zelle E72. 

2.1.1.3.4. Anpassung aufgrund einer Mehrerlösabschöpfung nach § 34 Abs. 1 ARegV 

i. V. m. § 10 GasNEV (analog) 

. Sofern eine Anpassung aufgrund einer Mehrerlösabschöpfung nach § 34 Abs. 1 i. V. m. § 10 

GasNEV (analog) stattgefunden hat, ist dies in der Anlage R 2.2 Tabelle B 2.4 dargestellt. 

Abweichungen des vom Ministerium für Wirtschaft des Landes Brandenburg ermittelten Wer­

tes zu den Angaben des Netzbeireibers finden sich in der Zelle E79. 

2.1.1 .3.5. Anpassung nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 

S. 1 Nr.1 ARegV) 

Sofern die Erlösobergrenze nach Maßgabe des § 1 0 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 

S. 1 Nr. 1 ARegV) angepasst wurde, ist dies in der Anlage .R2.2 Tabelle B2.5 dargestellt. 

Abweichungen des von der Beschlusskammer ermittelten Wertes zu den Angaben des Netz­

betreibers finden sich in der Zelle E 86. 

Bei der Bestimmung des Anpassungsbetrages aufgrund eines Erweiterungsfaktorantrags für 

das Jahr 2011 hat die Beschlusskammer den aktuell gültigen Verbraucherpreisgesamtindex 

. zu · Grunde gelegt Sofern der Beschluss wegen Anpassung der kalenderjährlichen Erlös­

obergrenzen auf Grund eines Erweiterungsfaktorantrags mithilfe eines abweichenden 

Verbraucherpreisindexes ermittelt ~urde, können sich hieraus Differenzen ergeben. 

2.1.1.3.6. Weitere Bestandteile der Erlösobergrenze 

Weitere Bestandteile der Erlösobergrenze, die bereits Bestandteile der Festlegung nach 


§ 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV waren bzw. deren Anpassungen, sind in Tabelle C1 abgebildet. 


2.1.2. Erzielbare Erlöse 

Gemäß § 5 Abs. 1 S. 1 ARegV ist die Differenz der zulässigen Erlöse und der vom Netz­

betreiber unter Berücksichtigung der tatsächlichen Mengenentwicklung erzielbaren Erlöse im 

Regulierungskonto zu. erfassen. Die erzielbaren Erlöse ermitteln sich als Produkt der tatsäch ­
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lieh im jeweiligen Jahr realisierten Absatzmengen und den zuvor im Rahmen der Verpro­

bungsrechnung gemäß § 16 GasNEV ermittelten Entgelten. 

Diese werden in der Gewinn- und Verlustrechnung des jeweiligen Geschäftsjahres durch die 

Umsatzerlöse aus Netzentgelten· abgebildet. Im Rahmen der Ermittlung der erzielbaren Erlö­

se hat die Beschlusskammer daher grundsätzlich auf die Umsatzerlöse zurückgegriffen. 

Hierbei wird auf die Umsatzerlöse aus Netzentgelten Gas abgestellt, wobei nachträgliche 

Korrekturen bzw. Erlösminderungen beispielsweise im Zusammenhang mit Rückstellungsbil­

dungen nicht anerkennungsfähig sind. Die Beschlusskammer geht davon aus, dass der 

Netzbetreiber derartige Umsatzerlöskorrekturen vollständig angezeigt hat. 

. Der Netzbetreiber hat die zur Ermittlung .des Regulierungskontosaldos erforderlichen tat­

sächlich erzielten Erlöse des jeweiligen abgelaufenen Kalenderjahres im Rahmen seiner 

Mitteilungspflichten nach § 28 Nr. 2 ARegV der Beschlusskammer mitgeteilt. 

Nach Prüfung der mitgeteilten Daten durch die Beschlusskammer ergeben sich für die Jahre 

2010 bis 2011 die in Anlage R3 dargestellten erzielbarer) Erlöse. Die Werte für das Jahr 

2009 wurden aus den Daten des Ministeriums für Wirtschaft des Landes Brandenburg über­

nommen und in die Anlage R1_1 übernommen. 

2.2. Differenz aus vorgelagerten Netzkosten 

Nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 ARegV erfolgt eine Anpassung der kalenderjährlichen Erlösobergren­

ze jeweils zum 1. Januar eines Kalenderjahres bei einer Änderung von dauerhaft nicht beein­

flussbaren Kostenan.teilen nach § 11 Abs 2 S. 1 Nr. 4 ARegV (erforderliche Inanspruchnah­

me vorgelagerter Netzebenen) auf Basis des Kalenderjahres, auf das die Erlösobergrenze 

Anwendung finden soll. Die diesbezüglich in dem jeweiligen Erlösobergrenzenjahr enthalte­

nen Ansätze sind den in diesem Kalenderjahr tatsächlich entstandenen Kosten gegenüber­

zustellen. Die so ermittelte Differenz ist im Regulierungskontosal.do gemäß § 5 Abs. 1 S. 2 

ARegV zu berücksichtigen. Kostenbestandteile der Biogasumlage können ebenfalls Be­

standteil dieser Differenz sein. 

Gemäß seiner Mitteilungspflicht nach § 28 Nr. 2 ARegV hat der Netzbetreiber für die Kalen­

derjahre 2009 bis 2011 die tatsächlich entstandenen Kosten der Inanspruchnahme vorgela­

gerter Netzebenen gemäß § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 ARegV übermittelt. ln der Anlage R1 .2 wer­

den diese Werte den aus Sicht der Beschlusskammer korrekten Werten gegenübergestellt. · 

Die in der Erlösobergrenze enthaltenen bzw. tatsächlich entstandenen Kostenansätze für die 

erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen beziehen sich lediglich auf die 

originäre vorgelagerte Netznutzung von vorgelagerten Netzbetreibern. Kosten für vereinbarte 
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Lastflusszusagen oder für Speichernutzungen sind nicht Bestandteil der erforderlichen Inan­

spruchnahme vorgelagerter Netznutzung (gemäß Ihrer E-Mail vom 08.08.2013). 

2.3. Differenz aus volatilen Kostenanteilen 

Nach § 4 Abs. 3 Nr. 3 ARegV erfolgt eine Anpassung der kalenderjährl ichen Erlösobergren­

ze jeweils zum 1. Januar eines Kalenderjahres bei einer Änderung von Kosten nach § 11 

Abs. 5 ARegV (volatile Kostenanteile für die Beschaffung von Treibenergie) auf Basis des 

Kalenderjahres, auf das die Erlösobergrenze Anwendung finden soll. Diese Regelung war 

erstmalig zum 01.01.?011 anwendbar. Die diesbezüglich im Jahr 2011 enthaltenen Ansätze 

sind den tatsächlich entstandenen Kosten dieses Jahres gegenüberzustellen. Die so ermit­

telte Differenz ist im Regulierungskontosaldo gemäß § 5 Abs. 1 S. 2 .ÄRegV zu berücksichti­

gen. 

Gemäß seiner Mitteilungspflicht nach § 28 Nr. 2 ARegV hat der Netzbetreiber für das Kalen­

derjahr 2011 die tatsächlich entstandenen Kosten sowie die in der Erlösobergrenze enthalte­

nen Ansätze der volatilen Kostenanteile gemäß § 11 Abs . 5 ARegV angegeben. ln der Anla­

ge R1 .2 wird diese Angabe dem aus Sicht der Beschlusskammer korrekten Wert gegen­

übergestellt. 

2.4. Differenz zwischen den für das Kalenderjahr entstehenden Kosten des Messa 

Stellenbetriebs oder der Messung und den in der Erlösobergrenze diesbezüga 

lieh entha ltenen Ansätzen 

Gemäß § 5 Abs. 1 A.3 ARegV wird zusätzlich die Differenz zwischen den für das Kalender­

jahr bei effizienter Leistungserbringung entstehenden Kosten des Messstellenbetriebs oder 

der Messung und den in der Erlösobergrenze diesbezüglich enthaltenen Ansätzen in das 

Regulierungskonto einbezogen, soweit diese Differenz durch Änderungen der Zahl der An­

schlussnutzer, bei denen Messstellenbetrieb oder Messung durch den Netzbatreiber durch­

geführt wird, oder Maßnahmen nach § 21 b Abs. 3a und 3b EnWG a. F. sowie nach § 44 

GasNZV verursacht wird. 

Gemäß seiner Mitteilungspflichten nach § 28 Nr. 2 ARegV hat der Netzbatreiber für die Ka­

lenderjahre 2009 bis 2011 die Kostenveränderung für .die Messung bzw. den Messstellenbe­

trieb inklusive der Maßnahmen gemäß § 21 b EnWG übermittelt. Diese Werte werden in der 

Anlage R1.2 den von der Beschlusskammer geprüften Werten gegenübergestellt. 
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3. Ausg leich des Regulierungskontosaldos der ersten Regulierungsperiode 

3.1. Bestimmung des Regulierungskontosa ldos zum 31.12.2011 

Der Gesamtsaldo des Regulierungskontos zum 31 .12.2011 wird durch die kalenderjährlichen 

Einzelbeträge fü r die Jahre 2009 bis 2011 hinsichtlich 

"' 	 der Abweichung zwischen zulässigen bzw. verprobten Erlösen und erzielbaren Erlö­

sen gemäß § 5 Abs. 1 S. 1 ARegV, . 

a 	 der Abweichung zwischen den tatsächlichen . Kosten des vorgelagerten Netze~ und 

der in der kalenderjährlichen Erlösobergrenze enthaltenen Ansätzen gemäß § 5 

Abs. 1 S. 2 ARegV, 

" 	 der Abweichung zwischen den tatsächlichen Kosten für Treibenergie und den in der 

kalenderjährlichen Erlösobergrenze enthaltenen Ansätzen gemäß § 11 Abs. 5 ARegV 

sowie 

.. 	 den Mehrkosten aus Messstellenbetrieb oder Messung im Sinne des § 5 Abs. 1 S. 3 

ARegV 

' bestimmt. Diese Differenzbeträge werden gemäß § 5 Abs. 2 ARegV verzinst. 

Der Anlage R1. 2 sind die unverzinsten Differenzen der Jahre 2009 bis 2011 zu entnehmen. 

Die Verzinsung erfolgt gemäß § 5 Abs. 2 ARegV auf Grundlage des jeweils jährlich durch ­

schnittlich gebundenen Betrags. Dieser ergibt sich aus dem Mittelwert von Jahresanfangs­

und Jahresendbestand. Der anzuwendende Zinssatz entspricht dem auf die letzten zehn 

abQJeschlossenen Kalenderjahre bezogenen Durchschnitt der von der Deutschen Bundes­

bank veröffentl ichten Umlaufsrendite fe$tverzinslicher Wertpapiere inländischer Emittenten. 

Für das Jahr 2009 beträgt der Zinssatz 4,09 %, für das Jahr 2010 3,80 % und für die folgen ­

den Jahre 3,58 %. 

Der Endbestand des Regulierungskontos zum 31.12.2011 ergibt sich aus den Differenzen 

der Jahre 2009, 2010 und 2011, die gemäß § 5 Abs. 2 ARegV zu verzinsen sind. Der Anlage 

R1.1 ist für die Jahre 2009, 2010 und 2011 der Vorjahressaldo, der Gesamtsaldo vor Verzin­

sung, die Höhe der Verzinsung sowie der jeweilige Gesamtsaldo nach Verzinsung zum 

31 .12 für das entsprechende Jahr zu entnehmen. 

Der Gesamtsaldo des Regulierungskontos zum 31.12.2011 kann ebenfalls der Anlage R1.1, 

Zelle F20 entnommen werden. 
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3.2. 	 Bestimmung der Bemessungsgnmdlage für die Berechnung der ZuQ und Abo 

schläge 

Grundlage für die Bestimmung der Zu- und Abschläge auf die Erlösobergrenzen der zweiten 

Regulierungsperiode ist der RegUlierungskontosaldo zum 31.12.2011. Dieser ist für das Jahr 

2012 aufzuzinsen, da die Auflösung des Regulierungskontosaldos erst im Jahre 2013 be­

ginnt. Weiterhin hat die Beschlusskammer dem Netzbetreiber die Anwendung der sog. opti­

onalen Sonderlösung eingeräumt, um Beträge, die gemäß § 5 Abs. 3 ARegV in den Jahren 

2012 und 2013 zu Entgeltanpassungen geführt haben, bei der Ermittlung der Zu- und Ab­

schläge zu berücksichtigen. 

Erläuterung zur optionalen Sonderlösl.ffi9_ 

Gemäß § 5 Abs. 3 S. 1 ARegV ist der Netzbetreiber verpflichtet, im Folgejahr seine Netzent­

gelte nach Maßgabe des § 17 ARegV anzupassen, soweit die tatsächlich erzielbaren Erlöse 

die nach § 4 ARegV zulässigen Erlöse des letzten abgeschlossenen Kalenderjahres um 

mehr als 5 % überschreiten. Bleiben die erzielbaren Erlöse hingegen um mehr als 5 % hinter 

den nach § 4 ARegV zulässigen Erlösen des letzten abgeschlossen Kalenderjahres zurück, 

so besteht ein Wahlrecht für den Netzbetreiber, seine Entgelte nach § 17 ARegV anzupas­

sen. 

Erzielt der Netzbetreiber somit Mehrerlöse in 2009, die 5 % der zulässigen Erlöse überstei­

gen, sind seine Netzentgelte zum 01.01.2011 zu senken. Die durch die Netzentgeltanpas­

sung entstandenen Mindererlöse im Jahr 2011 gehen in den Saldo zum 3'1.12.2011 ein. 

Anders ist die Situation bei Mehrerlösen, die im Jahr 2010 oder 2011 erzielt werden. Die An ­

passung der Netzentgelte erfolgt gemäß § 5 Abs. 3 ARegV zum 01.01.2012 bzw. zum 

01.01.2013 und hätte somit keine Auswirkungen auf den Regulierungskontosaldo zum 

31.12.2011. Die Berechnung der Zu- und Abschläge erfolgt somit auf einer Bemessungs­

grundlage, in der die Anpassungsbeträge nicht enthalten sind. Da diese Beträge im Saldo 

verbleiben, würden sie bei der Bestimmung der Zu- und Abschläge mitberücksichtigt und 

damit als Zu- bzw. Abschläge auf die Erlösobergrenzen der zweiten Regulierungsperiode 

verteilt. Es käme dadurch zu einer doppelten Rückzahlung der Mehrerlöse durch den Netz­

betreiber. Die hierdurch entstandenen Mindererlöse würden verzinst erst in der dritten Regu­


lierungsperiode ausgeglichen. 


Um dies zu verhindern, hat die Beschlusskammer dem Netzbetreiber mit Schreiben vom 


04.10.2012 die Möglichkeit eingeräumt, von der sogenannten optionalen Sonderlösung 

I 

Gebrauch zu machen. Diese sieht vor, dass Mehrerlöse, die in den Jahren 2010 und/oder 

2011 entstanden sind und zu einer Anpassung der Entgelte in den Jahren 2012 und/oder 

2013 geführt haben, bei der Ermittlung der Zu- und Abschläge berücksichtigt werden. 
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Der Netzbetreiber hat der Beschlusskammer mit Schreiben vom 08.08.2013 mitgeteilt, dass 


er von der optionalen Sonderlösung keinen Gebrauch macht. 


Die Vergehensweise bei der Berechnung der Zu~ und Abschläge lässt sich unmittelbar aus 


§ 5 ARegV ableiten und ist bereits in den "Erläuterungen der Regulierungsbehörden zur Be~ 


stimmung des Regulierungsi<ontosaldos" festgehalten. 


Der Saldo zum 31.12.2011 (vgl. Anlage R1.1 Zelle F20) ist aufzuzinsen, da die Rückzahlung 


erst im Jahr 2013 beginnt. Bei einem Zinssatz von 3,58 %1 ergibt sich die in Anlage R1 .1, 


Zelle G19 dargestellte Verzinsung für das Jahr 2012. 


Die Bemessungsgrundlage für die Berechnung der Zu- und Abschläge auf die Erlösober~ 


grenzen der zweiten Regulierungsperiode ergibt sich aus dem Gesamtsaldo Regulierungs­


konto nach Verzinsung, der in der Anlage R1.1, Zelle G20 dargestellt ist. 


3.3. Berechnung der Zu~ und Abschläge 

Die Ermittlung der Zu~ I und Abschläge auf die Erlösobergrenzen der Jahre 2013 bis 2017 

erfolgt in 5 gleichmäßigen Raten zuzüglich der jährlichen Verzinsung der jeweiligen durch~ 

schnittliehen Kapitalbindung. 

Der dabei anzuwendende Zinssatz beträgt konstant 3,58 %, was dem 1 O~jährigen Durch­

schnitt der Umlaufsrenditen "festverzinsliche Wertpapiere inländischer Emittenten" der Jahre 

2002 bis 2011 entspricht. 

Entsprechend der oben dargestellten Ausführungen ergeben sich die in Anlage R1.1 aufge­

führten Zu- I Abschläge für das Regulierungskonto für die Jahre 2013 bis 2017. Zuschläge 

auf die Erlösobergrenzen der zweiten Reguli,erungsperiode werden hierbei mit einem negati~· 

ven Vorzeichen dargestellt, Abschläge sind mit einem positiven Vorzeichen versehen. 

1 Eine Fixierung des Zinssatzes für zukünftige Jahre ist erforderlich, da ih der Verordnung kein Anpassungsmechanismus wäh­
rend des Auflösungszeitraums vorgesehen Ist. 
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R1.1 Saldo 
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R1.2 Oifferenzbetr!lge 

StadtwerKe Neuruppin GmbH 

Netznummer 

Abweichungen 

Erlös_obergrenze gemäß § 4 ARegV 
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11 
KÄ.inb,t 

12 
+Veränderung KÄ.!nb,t 

13 
+ KÄvnb,O ,­

14 
+Veränderung KAvnb,t 

16 
(6) · beeinflussbaren Kostenanteile durch (VPIWPIO-PFt) +Veränderung ~.t 

17 I (7) 
genehmigte Anpassung der Erlösobergrenze aufgrund +EF1eines Erweiterungsfaktors nach § 1 0 ARegV 

(S) Veränderung des Anpassungsbetrages (VPIWPio-PFt) 
181 am EF1 

+Veränderung Eft 

19 I (9) 
Zu- und Abschläge auf die Erlösobergrenze ­

+ Ot
Qualitätselement nach § 19 ARegV 

20 
(1 0) Volatiler Kostenateil nach § 11 Abs. 5 ARegV +(Vl<t 

(11 ) Vol~ti!er Kostenateil nach § 11 Abs. 5 ARegV im 
21 I BasiSJahr 

- VK0) 

22 
(12) Nicht zurnutbare Härte nach § 4 Abs. 4 Nr. 2 ARegV +NZH1 

(
13

) Saldo Periodenübergreifende Saldierung 2006- 2008 
23 1 einschl. Zinsen nach§ 34 Abs. 1a ARegV 

-PS1 

(14) Sonstiges (Mehrerlösabschöpfung) - Sot 
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R2.1 Nachrechnung 201 o 

BundN:.nr.lr.'lgr.ntur 
AbWeichung Et10sob~rg~ gemJ.ß I Netzbe~ir>er Erl&-..obergrc~"~Ut-Ot!m~ ß Anm~-ung dc:-r Erl&.;ob<!rgm= nach§ 4 Abs. 3 u. 4 
Festlegung der Bundesnetz:agentur Eri6sobofgrenz:e em~ß An ssun de ARegV (::owcit vothandon unter Berück::ichtigung von Voll~ngen 

nach§ J2Abs. 1 Nr. 1 ARegV LV.m. § Erio)s.obC'rarcnze nach §_4Abs.. 3 u.4 naeh § 26 Ab::...1 APJ:gV ~evon Bcsehlüzon gem.iß.§ 26 Abs.. 2 i.V.m. § 31 
29 Ab:>.. 1 EnWG Nel2:betn!ibcr ggü.. ARcgV Ab::;. -1 Nr. 1 ARegV) [€] 

Bund~gentur [€] re1 

_ ___________ Bundc-snec:aoentur 

Erlösobergrenxc qem3ß Festleouno de1 Erl6$oberg~n:m oemäß Fi!'Sfleouno 
Bundesnetzagentur nadl § 32 Ab:>. 1 Bundesrnrtz::;Jgenn.u- cad-1 § 3Z Abs.. 1 
Nr. 1 AReaVLV.m.f>Z9Abs.. 1 EnWG Nr. 1 ARegVLV.m.. §Z9Abs.. 1EnWG 

[EJ . - .. ... 
Anmerkungen zur Prüfung 
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R2.1 Nächrechnung 2010 

ln der Erlösobergrenze gemaß Anpassung der Erlösobergrenze nach§ 4 Abs. 3 ARcgV (soweit vorhanden unter Berücksichtigung von Vollnetznbe.rglingcn nach] 
§ 26 Abs.1 ARegVsowievon Sesc.hlO:ssen gemäß§ 26 Abs.2 LV.m. § 32Abs..1 Nr.1 ARcgV) cnth"ltenc dauerhaft nlctrtbeelnßussbarc Kosten:~nteilc [€j 

Bundesnetzagentur 
Kosten[q 

IKonzessionsabgaben (Satz '1, Nr. 2} 

IBctriebssteuem (Satz 1, Nr. 3) 

l~nspruchnahme vorgelagerter Netzebenen (SalZ,, Nr. 4) 

-~ Genehmigte lnvestition:;budgets nach§ 23 ARegV (Satz 1. Nr. 6) 
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R2.1 Nachrechnung 2010 

Bestandteile der Erlösobergrenze. die bereits Bestandteil der Festlegung der Bundesnetzagentur nach§ 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV i.V.m. § 29 Abs. 1 EnWG waren
t:W (soweit vorhanden unter BorOcltsichüRUnR' von Vollncttilbcl'll3nRon nach !i 25 Abs.. 1 ARCilV sowie von ~dl.IGssen l=tCI'Mil § ZG Abs. 21.V.m. § JZ Ab$. 1 Nr. 1 ARcqV} 
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R2.2 Nachrechnung 2011 

~~~ben(Sa~1.Nr.2) 

jBetrietr:.::t~em{S:rtz:l.Nr.J) 

ln:a~pruchnahme vorgei<Jgertcr Nettebenen (Satt 1, Nr. 4) 

gemlß F=tlssung 

Bundesnetzagentur nac;h § 32 Abs... 1 
Nr.1 AR4gV LV.m. § 29 Abs. 1 EnWG 

[€] -
Abweichung Er1iY...obergrnnzo gema:ß j N~iber 1 _ __ Bundt"$nCttaQP.IlM' 
Festlegung der Sundesnettagentur IErlOsobcrg~ emlß. An . sun de glosoocrgronze c~ma11 Anpassung de-r Er1ösoberqren::re nacll § 4 A~ 3 u. "']' Abweichung Erlösobergrenze gcm!lß, 

1\:l.ch § J2 Abs. 1 Nr. 1 A.R.egV LV.m. § Erfä$obenarnrm:- rtach § 4 Abs... 3 u.. 4 • ARegV (soweit vortmnden unter Benleksiclttlgu·n·gvon·V·ollnctzilbcrgängen Anpassung der En'Osobergrcnze nö~.cll 
29 Abs.1 EnWG Net:tbetn:iberggü. ARegV n:teh § 2GAbs..1 ARegV sowie von Beeh!Ossen gcmdß §26~ 2: l.V.m. §32 4Abs. 3 u..-4 ARcgV NC"tVx-treiberggü. 

Bundes.nct=sgcnlur{€} r€1 _________ -~!~__r-1_~9V?._l€J_ _ _ _ ----· Bundesncttagcntur{€}... ...... 
AnmerkUng~n zur Prüfung 
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R2.2 Nachrechnung 2011 


IKonzessionsabgaben {Satz. '1. Nr. 2} 

Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen (Satz 1, Nr. 4) 

IGenehmigte lnvestltionsbudgct:; nad1 § 23 ARcgV (Satz 1. Nr. 61 

Kost~n Biogas nach Abzug W.älzungspauschale (Satz 1. Nr. 

lohnzusatz· und 
1,Nr.9) 

§26Abs. 

AnmerXungen zur Prüfung 
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R2.2 Nachrechnung"2011 

I 97IC1. Weitere Bestandteile der Erlösobergrenze, die bereits Bestandteil der Festlegung der Bundesnetzagentur nach§ 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV i.V.m. § 29 Abs. 1 EnWG waren 
[]!lcsoweit YOrhandcn unter BerücksichtiQung: YOn Vollnctz.Dbl:!!ll3:~cn nach§ 26 Abs.. 1 ~V SOWio Yen Be-'...chlUsscn gcman. § 2& Alls. 2 LV.m. § .32 Abs. 1 Nr. 1 AR~V1 
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R3 Erzielbare Erlöse 
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